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Stellungnahme der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 

zur Umsetzung der Resolution des 16. Parlamentsforums Südliche Ostsee 

(Allenstein, 13. bis 15. Mai 2018) 
 

 

Mit der vorliegenden Stellungnahme berichtet die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern über den Stand der Umsetzung der Resolution des 16. Parlamentsforums 

Südliche Ostsee, das vom 13. bis zum 15. Mai 2018 in Allenstein (Polen) stattfand.  

Die Landesregierung kommt damit dem Wunsch des Landtages nach, einen entsprechenden 

Bericht bis zum 31. März 2019 vorzulegen.1 

Die vorliegende Stellungnahme erfasst nur die Bereiche, in denen eine Zuständigkeit auf 

Landesebene oder eine übergeordnete Bedeutung für Mecklenburg-Vorpommern gesehen 

wird. 

 

 

Die Mitglieder des Parlamentsforums Südliche Ostsee sehen folgende Handlungsbedarfe: 

 
I. Smart specialisations - Smart regions - Entwicklung und Kohärenz im Südlichen 

Ostseeraum 

 

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee hält für erstrebenswert: 

 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

a) die Aktivitäten zur Mobilisierung von 

Sozial-, Wirtschafts- sowie Wissen-

schafts- und Forschungskapital 

zwecks Austausch der Erfahrungen 

und Stärkung der Synergie durch 

regionale Parlamente zu inspirieren, 

um innovative Spezialisierungen und 

das Potenzial der dem Forum ange-

hörenden Regionen zu stärken; 

 

Bereits im Jahr 2010 wurde der Strategierat 

Wirtschaft - Wissenschaft Mecklenburg-

Vorpommern gegründet. Dem Strategierat 

gehören alle wesentlichen Vertreter aus 

Wirtschaft, Wissenschaft und Politik an. Er 

berät die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern in Fragen der intelligenten 

Spezialisierung und der Technologie-

politik. Das Gremium tagt zwei Mal 

jährlich. Aktuell ist die Überarbeitung der 

Regionalen Innovationsstrategie für das 

Land Mecklenburg-Vorpommern in der 

Diskussion. 

b) die Kompetenzen und das Bewusst-

sein der Unternehmer durch die Ein-

führung von Instrumenten zur Finan-

zierung von Innovationen in den 

Bereichen von intelligenten Speziali-

sierungen zu stärken, die es ermög-

lichen, wettbewerbsfähige Produkte 

und Dienstleistungen zu entwickeln 

sowie das Investitionsrisiko von 

Firmen reduzieren und die Inno-

Im Jahr 2015 wurde die Richtlinie zur 

Förderung von Forschung, Entwicklung 

und Innovation in Mecklenburg-

Vorpommern veröffentlicht. Seit 

November 2018 ist über diese Richtlinie 

auch die Förderung von Investitionen mög-

lich, die der Umsetzung von vorher durch-

geführten Prozessinnovationen dienen.  

Seit 2015 hat die Landesregierung im 

Rahmen des Programmes MBMV 

                                                 
1 siehe Landtagsdrucksache 7/2666 vom 4. Oktober 2018 in Verbindung mit der Landtagsdrucksache 6/4498 

vom 15. September 2015 

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Technologie/Technologiepolitische-Schwerpunkte/?id=9627&processor=veroeff
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Technologie/Technologiepolitische-Schwerpunkte/?id=9627&processor=veroeff
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Technologie/Technologiepolitische-Schwerpunkte/?id=9627&processor=veroeff
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/Neue-FuE%E2%80%93Richtlinie-erlassen/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/Neue-FuE%E2%80%93Richtlinie-erlassen/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/Neue-FuE%E2%80%93Richtlinie-erlassen/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/Neue-FuE%E2%80%93Richtlinie-erlassen/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Presse/?id=144684&processor=processor.sa.pressemitteilung
https://www.buergschaftsbank-mv.de/
https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-2000/Drs07-2666.pdf
http://www.dokumentation.landtag-mv.de/Parldok/dokument/36648/jahresbericht-der-landesregierung-mecklenburg-vorpommern-zur-zusammenarbeit-im-ostseeraum-f%C3%BCr-den-zeitraum-2014-2015.pdf


Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode Drucksache 7/3496 
______________________________________________________________________________________________________ 

3 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

vationskonzepte schnell zu verifi-

zieren (das sog. Proof-of-Concept); 

 

innoSTART innovative Vorhaben von 

technologischen Existenzgründungen oder 

innovativen bestehenden Unternehmen 

durch stille oder offene Beteiligungen 

unterstützt. Das vom Land Mecklenburg-

Vorpommern initiierte und EFRE gespeiste 

Fondsvolumen von circa 12 Millionen 

Euro wurde im Jahr 2018 erfolgreich 

ausplatziert.  

Nach diesen guten Erfahrungen hat das 

Land Mecklenburg-Vorpommern 2018 mit 

dem Programm MBMV innoSTARTup 

einen weiteren Fonds aufgelegt. Mit dem 

Fondsvolumen von knapp 15 Millionen 

Euro können Finanzierungen von Inno-

vationen im Bereich der Forschung und 

Entwicklung weitergeführt werden. Geför-

dert werden kleinste, kleine und mittlere 

Unternehmen und Existenzgründungen. 

Neu ist, dass neben den Fördermöglich-

keiten für Investitionen und Betriebsmittel 

jetzt auch Beteiligungen für digitale 

Geschäftsmodelle vergeben werden 

können. 

Darüber hinaus betreut die Genius Venture 

Capital GmbH einen Risikokapitalfonds in 

Höhe von zehn Millionen Euro für aktive 

Beteiligungen. 

c) die Entwicklung der wissenschaft-

lichen Grundlagen zu unterstützen und 

den regionalen Forschungssektor 

stärker mit der Wirtschaft zu ver-

netzen sowie die Entwicklung von 

Managementkompetenzen bei den 

Mitarbeitern aus dem F+E-Bereich zu 

fördern und das Forschungspotenzial 

im Südlichen Ostseeraum zu stärken; 

 

Dem wird durch die Förderphilosophie des 

Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 

sowohl im institutionellen (zum Beispiel 

die Leibniz- und Helmholtz-Gemeinschaft, 

die Max-Planck- und Fraunhofer-Gesell-

schaft) als auch im projektbezogenen 

Förderbereich (Landes- wie auch ESF-

Mittel) einschließlich der Exzellenz-

forschung des wissenschaftlichen Nach-

wuchses entsprochen. 

Zur Unterstützung des Technologie-

transfers fördert ferner das Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 

Mecklenburg-Vorpommern zusammen mit 

den Wirtschaftskammern des Landes 

Technologietransferbeauftragte, die ihren 

Sitz an den Hochschulen des Landes haben. 

https://www.buergschaftsbank-mv.de/
https://www.buergschaftsbank-mv.de/beteiligung/programme/mbmv_innovation/mbmv_innostartup/
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Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

d) das Angebot von Einrichtungen zu 

erweitern und zu internationalisieren, 

die die Implementierung von Innova-

tionen und den Innovationstransfer 

fördern sowie den einfachen Zugang 

zu deren Leistungen zu vereinfachen; 

 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern 

unterstützt den Auf- und Ausbau von 

wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen 

im Land, zu nennen sind hier: das Kompe-

tenzzentrum Medizintechnik (Rostock), das 

Kompetenzzentrum Diabetes (Karlsburg) 

sowie das Kompetenzzentrum Produktions-

technik und Schiffbau (Fraunhofer IGP). 

Im Wissenschaftssektor sind im Bereich 

der Erweiterung von Einrichtungen mit 

dem Fraunhofer-Ocean Technology Center 

(OTC) am Standort Rostock-Marienehe 

sowie mit dem Institut für Solarterres-

trische Physik am Standort Neustrelitz des 

Deutschen Zentrums für Luft- und 

Raumfahrt (DLR) strategisch bedeutsame 

Ansiedlungserfolge gelungen.  

e) eine Koordinierung von Handlungen 

und Maßnahmen im Rahmen der 

Strategien intelligenter Spezialisie-

rungen zwischen den Regionen der 

Südlichen Ostsee anzustreben; Trans-

fer der Spezialisierungen und des 

Expertenwissens zwischen den Regio-

nen sowohl in der Planung als auch in 

der Umsetzung zu ermöglichen, sowie 

die Errungenschaften und Pläne 

anderer Regionen im Bereich der 

Südlichen mitzuberücksichtigen; 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern 

beteiligt sich an zwei Projekten zum 

Vergleich von regionalen Innovations-

strategien. Bei den Projekten sind auch 

Regionen der Südlichen Ostsee einbe-

zogen. Die Projekte sind:  

- ELISE - European Life Science Eco-

systems und  

- EmpInno - S3-Empowering for Inno-

vation and Groth in Medium-Sized 

Cities Ecosystems. 

f) Netzwerke von intelligenten Spezia-

lisierungen zu schaffen, den Aus-

tausch der Regionen zur intelligenten 

Spezialisierung zu fördern und in 

Anlehnung an das „Vierfach-Helix-

Modell“ die Kommunikation 

zwischen den Unternehmen und aka-

demischen Kreisen, dem öffentlichen 

und privaten Sektor sowie den 

Bürgern aus den Regionen und den 

Nachbarregionen zu verbessern, um 

die Tätigkeit im F+E-Bereich effek-

tiver zu gestalten; 

 

Hierzu können die in 2019 auslaufenden 

transnationalen INTERREG-Ostseeraum-

projekte BEA-APP (Raumplanung für 

Erneuerbare Energien; Entwicklung Grüner 

Gewerbegebiete) und Baltic LINes (Raum-

planung für maritime Linieninfrastruktur) 

sowie das im INTERREG-Ostseeraum-

programm neu bewilligte  Projekt MARA 

(Mobilität in ländlichen Räumen als eine 

Grundlage zur Regionalentwicklung und 

zur Erreichbarkeit von Einrichtungen der 

Daseinsvorsorge) beitragen. In allen drei 

Projekten ist das Ministerium für Energie, 

Infrastruktur und Digitalisierung Mecklen-

burg-Vorpommern Projektpartner, in BEA-

APP und MARA sogar federführender 

Partner.  

 

 

https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/elise/
https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm/Aktuelles--Blickpunkte/elise/
https://projects.interreg-baltic.eu/projects/empinno-15.html
https://projects.interreg-baltic.eu/projects/empinno-15.html
https://projects.interreg-baltic.eu/projects/empinno-15.html
https://www.balticenergyareas.eu/
https://projects.interreg-baltic.eu/projects/baltic-lines-29.html
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Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

Konkret werden in MARA Behörden, 

Unternehmen, Bürgerinnen  und Bürger 

sowie wissenschaftliche Einrichtungen 

gemeinsam Mobilitätsangebote in 

ländlichen Räumen sowie die Erreich-

barkeit von Einrichtungen der Daseins-

vorsorge weiter verbessern sowie neue, 

innovative Lösungen entwickeln und aus-

testen. Für Mecklenburg-Vorpommern 

konzentriert sich das Vorhaben insbeson-

dere auf die Weiterentwicklung von 

Rufbusangeboten. 

Im Weiteren wird auf die Ausführungen in 

I e) Seite 4f.  verwiesen.  

g) Initiativen zur Förderung von Inno-

vationen anzustiften, die durch sämt-

liche Einheiten aus dem Ökosystem 

der Innovation - neben der regionalen 

und lokalen Verwaltung auch 

Hochschulen und Einrichtungen zur 

Unternehmensförderung - im Rahmen 

ihrer Zuständigkeiten getragen werden 

sowie die in Zusammenarbeit 

zwischen Einrichtungen und Institu-

tionen sich gründende Unterneh-

mungen zu fördern, die zum Aufbau 

eines starken Sozialkapitals und der 

Innovationskultur in der Südlichen 

Ostsee beitragen; 

Im Rahmen der Richtlinie zur Förderung 

von Entrepreneurship werden in Mecklen-

burg-Vorpommern Projekte unterstützt, die 

auf eine Entwicklung beziehungsweise 

Unterstützung des Unternehmertums und 

insbesondere auf innovative Gründungen 

abzielen. 

Im Weiteren wird auf die Ausführungen in 

I f) Seite 5f. verwiesen.  

 

h) die Informationsgesellschaft als 

soziale, humane und demokratische zu 

entwickeln und sich dabei an den 

Eckpunkten humane Arbeit, Siche-

rung der sozialen Standards, informa-

tionelle Selbstbestimmung, Zugang 

aller Menschen zur Technik, dem 

Erhalt von Lebensqualität und der 

Teilhabe an öffentlicher Information, 

Diskussion und demokratischer 

Willensbildung zu orientieren; 

 

 

Die Arbeitsmarktpolitik in Mecklenburg-

Vorpommern zielt in ihrer Gesamtwirkung 

darauf ab, arbeitsrechtliche Standards zu 

bewahren und gegebenenfalls mit dem 

Fokus auf humane Arbeitsgestaltung 

weiterzuentwickeln. Ein Element dafür ist 

die Einrichtung eines Arbeit 4.0-Kom-

petenzzentrums „Digitalisierung in der 

Arbeitswelt M-V“ als Sozialpartnerprojekt.  

Die Qualität des Beschäftigungsstandortes 

Mecklenburg-Vorpommern wird im Jahr 

2019 zudem ein Schwerpunktthema im 

Zukunftsbündnis M-V sein. 

Aus wahlrechtlicher Sicht wird in diesem 

Zusammenhang seitens der Landesregie-

rung die weit fortgeschrittene Entwicklung 

der internetbasierten Durchführung von 

Wahlen und Abstimmungen insbesondere 

in den baltischen Staaten mit Interesse 

verfolgt. Soweit dies mit dem deutschen 

http://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=145823
http://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=145823
https://www.regierung-mv.de/Aktuell/?id=145979&processor=processor.sa.pressemitteilung
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Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

Verfassungsrecht und der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts in Einklang 

zu bringen ist, kann diese Entwicklung 

auch für Mecklenburg-Vorpommern bei-

spielgebend wirken. 

Grundvoraussetzung für den Zugang zu 

und die Teilhabe aller Menschen an 

öffentlichen Informationen zur demo-

kratischen Willensbildung ist allerdings die 

flächendeckende Verfügbarkeit einer hoch-

leistungsfähigen und zukunftssicheren 

digitalen Infrastruktur. Deshalb wird der 

Breitbandausbau in Mecklenburg-

Vorpommern in 93 Projektgebieten in 

Höhe von rund 1,3 Milliarden Euro von 

Bund, Land und Kommunen gefördert.  

i) die internationale Zusammenarbeit 

und die Internationalisierung von 

Unternehmen zu entwickeln, um die 

Wettbewerbsfähigkeit der Regionen 

und deren Position in globalen Wert-

schöpfungsketten insbesondere im 

Hinblick auf eine gemeinsame Expan-

sion auf den externen Märkten zu 

stärken und Prozesse zu initiieren, die 

den Unternehmern und Forschungs-

einrichtungen die Suche nach Partnern 

und den Aufbau von Kooperations-

beziehungen erleichtern. Zu diesem 

Zwecke sollten Wissenstransfer und 

Erfahrungsaustausch im Bereich der 

Implementierung von regionalen Inno-

vationsstrategien zwischen verschie-

denen Stakeholdern gewährleistet 

werden, die die EU-Strategie im 

Ostseeraum umsetzen, was zur 

Multiplizierung von Aktivitäten führt; 

Um die Unternehmen bei Fragen rund um 

die Themen Innovation und Internatio-

nalisierung zu unterstützen fördert das 

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern das 

Enterprise Europe Network. Das Netzwerk 

bietet auf lokaler Ebene praktische und 

weitestgehend kostenfreie Unterstützung 

bei der Organisation von Geschäfts-, 

Technologie- und Projektpartnerschaften in 

Europa und darüber hinaus. Es ist 

allerdings kein Netzwerk speziell für den 

Ostseeraum. 

Durch die Mitarbeit des Landes im 

VASAB-Komitee (vision and strategies 

around the Baltic Sea) werden ebenfalls auf 

internationaler Ebene Voraussetzungen 

geschaffen, die eine stärkere Wettbewerbs-

fähigkeit der Region begünstigen. 

Im Weiteren wird auf die Ausführungen in 

I e) und f) Seiten 4f. und 5f. verwiesen.  

j) eine aufgeschlossene Haltung der 

Gesellschaft den Innovationen gegen-

über zu gestalten, was als ein notwen-

diger Bestandteil der Entwicklung der 

modernen Wirtschaft angesehen wird; 

 

In Mecklenburg-Vorpommern werden 

Schülerinnen und Schüler mittels viel-

fältiger Aktivitäten frühzeitig an Themen 

der Forschung und Entwicklung heran-

geführt. Besonders nennenswert sind dabei 

Wettbewerbe wie „Jugend forscht“ und die 

Bildung von Profilgymnasien mit dem 

Schwerpunkt Mathematik und Natur-

wissenschaften. Auf der Grundlage eines 

landesweiten Konzeptes, welches durch ein 

Netzwerk aus hiesigen Lehrkräften erstellt 

wurde,  stärkt das Land seit 2016 die 

https://een-deutschland.de/index.php?id=test0
https://www.bildung-mv.de/downloads/profilschulen/Profilschulen_Landeskonzept-fuer-den-Profilschwerpunkt-MINT.pdf


Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode Drucksache 7/3496 
______________________________________________________________________________________________________ 

7 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

Begabtenförderung an Gymnasien und 

Gesamtschulen zusätzlich durch die 

Entwicklung von Schwerpunktschulen. Für 

die Ausgestaltung des jeweiligen Schwer-

punktes haben die Profilschulen 14 zu-

sätzliche Lehrstellen erhalten, ab dem 

Schuljahr 2019/2020 wird eine weitere 

Lehrstelle zur Verfügung stehen. Zudem 

hat das Land ein Budget für Sach- und 

Reisekosten bereitgestellt, damit besondere 

Aktivitäten finanziert werden können.  

Ferner wird der Gestaltung einer aufge-

schlossenen Haltung gegenüber Innova-

tionen durch die Förderphilosophie des 

Ministeriums für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 

sowohl im institutionellen als auch im 

projektbezogenen Förderbereich (Landes- 

wie auch ESF-Mittel) einschließlich der 

Exzellenzforschung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses entsprochen. Das Förder-

programm zur Exzellenzforschung des 

wissenschaftlichen Nachwuchses entspricht 

in seiner thematischen Gesamtausrichtung 

auch der sogenannten Regionalen Inno-

vationsstrategie (RIS) des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern und den darin 

enthaltenen Zukunftsfeldern. 

k) die Ressourcen von Forschung und 

Entwicklung verstärkt für die weitere 

Überwindung der Strukturschwäche 

ländlicher Regionen und zur Stärkung 

der wirtschaftlichen Entwicklung zu 

mobilisieren; 

Alle Aktivitäten im Bereich Forschung, 

Entwicklung und Innovation in 

Mecklenburg-Vorpommern haben Rele-

vanz für ländliche Räume, sofern Unter-

nehmen vorhanden sind. 

Im Weiteren wird auf die Ausführungen in 

I f) Seite 5f. verwiesen. 
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Das Parlamentsforum Südliche Ostsee sieht den dringenden Bedarf: 

 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

a) das allgemeinzugängliche Hochge-

schwindigkeitsinternet zu fördern und 

Privathaushalten und Unternehmen zu 

ermöglichen, den einheitlichen digitalen 

Binnenmarkt zu nutzen; 

 

In Mecklenburg-Vorpommern wird der 

Ausbau des (leitungsgebundenen) Hoch-

geschwindigkeitsinternets derzeit in 

landesweit 93 Projektgebieten mit einem 

Gesamtvolumen in Höhe von rund 

1,3 Milliarden Euro von Bund, Land und 

Kommunen gefördert. Im Zuge dessen 

werden Glasfasernetze bis an die Haus-

anschlüsse der Endkunden errichtet 

(FTTB/H). 

Der geförderte Ausbau erstreckt sich 

entsprechend dem aktuell geltenden Bei-

hilferecht nur auf etwa 30 bis 40 Prozent 

der Haushalte und Unternehmen im 

Land. Die übrigen 60 bis 70 Prozent 

verfügen aktuell bereits über mindestens 

30 Mbit/s im Download und dürfen daher 

regelmäßig nicht gefördert werden. Um 

das Ziel der Landes- und Bundesregie-

rung eines flächendeckenden Gigabit-

ausbaus erreichen zu können, muss diese 

sogenannte Aufgreifschwelle deutlich 

angehoben werden und die Förderung 

durch den Bund verlässlich fortgesetzt 

werden.  

Der Zugang zum drahtlosen Hoch-

geschwindigkeitsinternet (Mobilfunk) 

weist in Mecklenburg-Vorpommern 

ebenfalls erheblichen Ausbaubedarf auf. 

Ergänzend beabsichtigt das zuständige 

Ministerium für Energie, Infrastruktur 

und Digitalisierung Mecklenburg-

Vorpommern, eine Studie zu den Kosten 

einer landesweiten Mobilfunkerschlie-

ßung in Auftrag zu geben. 

b) länderübergreifende Regelungen zum 

Datenschutz auf der Basis gemeinsamer 

Wertevorstellungen im Bereich digitaler 

persönlicher Daten zu entwickeln und 

zu verhandeln, um den einheitlichen 

europäischen digitalen Binnenmarkt mit 

einem hohen Datenschutzniveau für alle 

Bürgerinnen und Bürger zu schaffen; 

 

Dieser Bedarf wird vonseiten der 

Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern nach Inkrafttreten der 

Datenschutzgrundverordnung 

(Verordnung (EU) 2016/679) und der 

damit verbundenen Anpassung der 

Gesetze der Mitgliedsstaaten (zum Bei-

spiel Bundesdatenschutzgesetz und 

Datenschutzgesetz Mecklenburg-

Vorpommern) nicht gesehen, da die 

Datenschutzgrundverordnung mit dem 
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Ziel erlassen wurde, den Schutz von 

natürlichen Personen bei der Verarbei-

tung ihrer personenbezogenen Daten mit 

dem freien Verkehr dieser Daten in der 

EU in Einklang zu bringen. Es ist daher 

fraglich, was noch einer länderüber-

greifenden Regelung bedarf beziehungs-

weise nicht bereits geregelt ist. Solche 

wie in der Resolution angesprochene 

Regelungen könnten im Übrigen auch 

nicht durch Verhandlungen auf Grund-

lage gemeinsamer Wertevorstellungen 

getroffen werden, da sie einer gesetz-

lichen Ermächtigung, hier einer Ermäch-

tigung durch die Datenschutzgrund-

verordnung bedürfen.  

Die Datenschutzgrundverordnung regelt 

grundsätzlich den Datenschutz umfas-

send und gilt unmittelbar. Es ist aller-

dings richtig, dass die Datenschutzgrund-

verordnung an wenigen Stellen Spezi-

fizierungen zulässt, die Mitgliedstaaten 

regeln können. Diese Regelungs-

möglichkeiten können jedoch mit diesem 

Resolutionsinhalt nicht gemeint sein. 

c) die Digitalisierung als Chance für die 

ländlichen Räume zu begreifen, um 

diese näher an die Zentren heran-

zuführen, um den Menschen die Mög-

lichkeit zu geben, stärker am gesell-

schaftlichen Leben teilzuhaben und um 

dafür neue innovative Konzepte der 

Arbeit und des Lernens zu entwickeln; 

 

Grundvoraussetzung für die Nutzung 

digitaler Angebote im ländlichen Raum 

ist der flächendeckende Ausbau hoch-

geschwindigkeitsfähiger 

Netzinfrastrukturen, der aktuell im Land 

aber Defizite aufweist (hier wird auf die 

Ausführungen in Punkt a) Seite 10 dieses 

Abschnitts verwiesen).  

Darauf aufbauend kann der Zugang des 

ländlichen Raums zu den Leistungen der 

öffentlichen Verwaltung deutlich ver-

bessert werden, indem diese digital über 

Verwaltungsportale angeboten werden. 

Mit dem Gesetz zur Verbesserung des 

Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 

(OZG) vom 14. August 2017 wurde 

hierfür der Grundstein gelegt. Bund, 

Länder und Kommunen werden bis Ende 

2022 ihre Verwaltungsleistungen auch 

online anbieten.   

Ferner wird an dieser Stelle auch auf das 

neue bewilligte Projekt MARA 

(Punkt I f) Seite 5 f.) verwiesen.  
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Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

d) die Chancen und Risiken der Digi-

talisierung für die menschliche Arbeit 

zu thematisieren und diese gemeinsam 

mit Gewerkschaften und Arbeitgebern 

im Interesse der Menschen zu gestalten; 

 

Ziel der Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern ist es, die Wirtschafts- und 

Arbeitsmarktstruktur im Land so weiter 

zu entwickeln, dass die Chancen des 

digitalen Strukturwandels (zum Beispiel 

neue Arbeitsplätze für Fachkräfte, hohe 

Wertschöpfung und Wettbewerbsfähig-

keit, neue Unternehmensmodelle, beruf-

liche Aufwärtsqualifizierung, verbesserte 

Unternehmens- und Sozialpartnerkultur) 

möglichst genutzt und die Risiken 

(beispielsweise Arbeitsplatzabbau, Ver-

lust an Wettbewerbsfähigkeit) minimiert 

werden. 

Denn die Digitalisierung kann dazu 

beitragen, die Wertschöpfung im Land zu 

erhöhen und auch die Arbeitsbedin-

gungen zu verbessern. Damit dies gelingt, 

will die Landesregierung gute Rahmen-

bedingungen für die Unternehmen 

schaffen, sowohl durch die Bereitstellung 

einer guten Infrastruktur als auch durch 

attraktive Unterstützungsprogramme bei 

Innovationen und Digitalisierungs-

vorhaben. 

Im Schulbereich kann die Digitalisierung 

zur Standortsicherung und Standort-

entwicklung von Schulen im Land bei-

tragen. Gerade im ländlich-peripheren 

Räumen mit einer unter anderem nicht 

bedarfsgerechten Verkehrsinfrastruktur 

erwachsen durch digitale Lösungen neue 

Perspektiven für gleichberechtige gesell-

schaftliche Teilhabe der Bürgerinnen und 

Bürger. Digitalisierung kann gerade in 

diesen Regionen dazu beitragen, dass 

insbesondere junge Menschen stand-

ortverbunden sind und als künftige 

Fachkräfte der Region erhalten bleiben.  

Zur Erprobung von E-Learning an beruf-

lichen Schulen vereinbarte das Ministe-

rium für Bildung, Wissenschaft und 

Kultur Mecklenburg-Vorpommern im 

November 2016 zusammen mit der 

Industrie- und Handelskammer Neubran-

denburg für das östliche Mecklenburg-

Vorpommern, dem Landkreis Mecklen-

burgische Seenplatte, dem Landkreis 
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Vorpommern-Greifswald und der 

Hochschule Wismar die Durchführung 

eines Pilotprojektes, denn der duale 

Ausbildungspartner muss in die Lage 

versetzt werden, mit den Entwicklungen 

in den Unternehmen Schritt zu halten. 

Im März 2017 erfolgte dann der Start 

zum einjährigen Projekt haleo - hand-

lungsorientiert lernen online. Aufgrund 

der positiven Evaluation  der 1. Projekt-

phase begann am 18. Oktober 2018  die 

2. Projektphase, in der eine Ausweitung 

auf alle Kammerbezirke Mecklenburg-

Vorpommerns erfolgt. Seit 2018 gibt es 

circa 1000 Auszubildende, sechs bis acht 

betriebliche Ausbilderinnen und Aus-

bilder sowie ungefähr 30 Lehrkräfte 

beruflicher Schulen als haleo-Nutzende. 

e) Kompetenzen und Erfahrung der am 

Arbeitsmarkt aktiv Teilnehmenden, 

insbesondere von Personen aus der 

Altersgruppe 50+ optimal zu nutzen. 

Aufgrund von ungünstigen demo-

graphischen Tendenzen und deren nega-

tivem Einfluss auf den Arbeitsmarkt 

erscheint eine Förderung von nicht-

standardmäßigen Maßnahmen not-

wendig, die Erfahrung des Personals aus 

der Altersgruppe 50+ bei der Unter-

stützung von innovativen Prozessen in 

der Wirtschaft zu nutzen; 

 

Mit der Förderung aus der Quali-

fizierungsrichtlinie unterstützt das Land 

die Unternehmen bei der Weiterbildung 

und Qualifizierung ihrer Beschäftigten in 

Form von Bildungsschecks oder im 

Rahmen unternehmensspezifischer Pro-

jekte. Die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern setzt sich darüber hinaus 

dafür ein, dass die Neuausrichtung der 

Bundesagentur für Arbeit auf Weiter-

bildung und lebenslanges Lernen eng mit 

bestehenden Strukturen und Angeboten 

der Länder abgestimmt wird und diese 

Berücksichtigung finden. Die Übernahme 

von Weiterbildungskosten und die Zah-

lung von Zuschüssen zum Arbeitsentgelt 

im Rahmen der Qualifizierung von 

Beschäftigten gemäß dem Dritten Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB III) setzen 

grundsätzlich eine Kofinanzierung durch 

den Arbeitgeber voraus. Für ältere oder 

schwerbehinderte Arbeitnehmerinnen u. 

Arbeitnehmer sind Ausnahmemöglich-

keiten von diesem Grundsatz vorgesehen. 

Weiterhin können Programme der 

Bundesagentur für Arbeit wie beispiels-

weise zur Weiterbildung Geringqualifi-

zierter und beschäftigter älterer Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer in Unter-

nehmen (WeGebAU) genutzt werden. 

https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/_php/download.php?datei_id=1605208
https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/_php/download.php?datei_id=1605208
https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1599808
https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1599808
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f) Maßnahmen zur Verlängerung der 

beruflichen Aktivität der Mitarbeiter 

durch die Stärkung der Gesundheits-

vorsorge, die Förderung der gesunden 

Lebensart und der Vorbeugung gegen-

über den Berufs- und Zivilisations-

krankheiten zu ergreifen; 

Das Aktionsbündnis für Gesundheit 

Mecklenburg-Vorpommern hat die 

Arbeitsgemeinschaft „Gesund leben und 

arbeiten in Mecklenburg-Vorpommern“ 

eingesetzt, die Gesundheitsziele für die 

berufliche Lebensphase sowie Maß-

nahmen zu deren Umsetzung erarbeiten 

soll. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 

und Gesundheit Mecklenburg-

Vorpommern fördert derzeit drei Projekte 

mit EFRE-Mitteln, die Unternehmen 

(KMU) bei der Gesundheitsförderung 

ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

unterstützen: 

1. Projekt DigiMove.me - Digitale 

Gesundheitsförderung für Auszubil-

dende in Handwerksunternehmen in 

M-V:  

Das Hauptziel des 2019 bis 2021 

laufenden Projektes ist es, dem 

Nachwuchs- und Fachkräftemangel 

im Handwerk entgegenzuwirken. 

Durch die Integration des Themas 

Gesundheit in die Ausbildung soll die 

Gesundheitskompetenz von Auszu-

bildenden beim Berufseinstieg im 

Handwerk gestärkt werden. 

DigiMove.me soll den Auszubil-

denden Denkimpulse und Handlungs-

anleitungen geben, um deren Gesund-

heit präventiv zu bewahren, um team-

fähige, leistungsbereite und dauer-

hafte Mitarbeitende für Handwerks-

unternehmen auszubilden.  

2. Das seit 2017 bis 2020 laufende Pro-

jekt Gesund-tut-gut in MV unterstützt 

Klein- und Kleinstbetriebe sowie 

KMU aus dem Bereich Handwerk bei 

der Fachkräftesicherung durch die 

Einführung und den Ausbau des 

betrieblichen Gesundheitsmanage-

ments, insbesondere gerichtet auch an 

Auszubildende und junge Fachkräfte 

in den Betrieben. 

 

 

 

https://www.gesundtutgut-mv.de/index.php?Site=28
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3. Das seit 2017 bis 2020 laufende 

Projekt PAKt-MV mobil (Mobile 

Prävention und Gesundheitsförderung 

für Arbeitnehmer zur Reduktion von 

Krankheitstagen und 

Berufsunfähigkeit durch Motivation 

und Verhaltensänderung - Mobile 

Gesundheitsprävention für Betriebe 

in MV) hat zum Ziel, durch den 

Flächeneinsatz eines Check-Up- und 

Präventionsmobils einen Beitrag zur 

Reduktion von Krankheitstagen bei 

Arbeitnehmenden in insbesondere 

kleinen und mittleren Betrieben 

(KMU) zu leisten.  

g) eHealth als einen Faktor mit einem 

großen Marktpotential im Ostseeraum 

zu erkennen und entsprechend zu 

fördern. Die enormen Entwicklungs-

möglichkeiten der Region in diesem 

Bereich können zu einer Spezialisierung 

im Bereich von Wirtschaft, Wissen-

schaft und Technologie beitragen. 

Dieser Ansatz sollte Eingang in alle 

ökonomischen und sozialen regionalen 

Entwicklungsstrategien der Ostsee-

staaten finden; die gesundheitliche Ver-

fassung und Versorgung der Gesell-

schaft durch moderne Medizintechnik 

(eHealth, Telemedizin) zu stärken und 

dafür die Erfahrungen aus den unter-

schiedlichen Gesundheitsnetzwerken zu 

nutzen, das enorme Marktpotenzial 

durch interregionale Kooperation im 

Ostseeraum auszuschöpfen, so z. B. 

durch den Aufbau einer grenzüber-

schreitenden technologischen Infra-

struktur sowie den Datenaustausch und 

die Entwicklung neuer Software für 

medizinische Dienstleistungen; 

 

Um das Marktpotential von eHealth - 

Lösungen zu heben, bedarf es weiterhin 

großer Anstrengungen vor allem im 

Hinblick auf die Herstellung innovations-

offener Rahmenbedingungen wie einer 

durchgängigen Interoperabilität von 

Daten und Systemen und einer Aus-

gestaltung der Regulierung unter 

Berücksichtigung der Besonderheiten 

digitaler Produkte und Anwendungen. 

Die Landesregierung begleitet die 

aktuellen Gesetzgebungsvorhaben des 

Bundes (zum Beispiel das E-Health-

Gesetz 2.0) aktiv unter anderem im 

Rahmen der Wirtschaftsministerkonfe-

renz und vernetzt die Akteure in der 

Unterarbeitsgruppe „Digitalisierung in 

der Gesundheitswirtschaft“ des Kura-

toriums Gesundheitswirtschaft.   

Ein Beispiel für Bemühungen, das Markt-

potenzial von eHealth durch inter-

nationale Kooperation im Ostseeraum 

auszuschöpfen, ist die derzeitige Erarbei-

tung eines Projektantrags beim ERDF 

Managing Authority Network for the 

Baltic Sea Region. Ziel des Projektes ist 

ein Austausch und eine Zusammenarbeit 

von drei bis sechs Regionen im Kontext 

des schwedischen Konzeptes der Virtual 

Care Rooms (VCRs). Neben schwe-

dischen und finnischen Regionen sind 

Brandenburg und Mecklenburg-

Vorpommern beteiligt. Die BioCon 

Valley® GmbH vertritt das Land mit dem 

https://www.pakt-mv.de/
https://www.balticsea-region-strategy.eu/news-room/news-feed/590886-erdf-managing-authority-network-pioneering-new-type-of-transnational-project-collaboration
https://www.balticsea-region-strategy.eu/news-room/news-feed/590886-erdf-managing-authority-network-pioneering-new-type-of-transnational-project-collaboration
https://www.balticsea-region-strategy.eu/news-room/news-feed/590886-erdf-managing-authority-network-pioneering-new-type-of-transnational-project-collaboration


Drucksache 7/3496 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode 

______________________________________________________________________________________________________ 

14 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

Ziel, Akteure aus Mecklenburg-

Vorpommern in das Netzwerk und 

gegebenenfalls darauf aufbauende Pro-

jekte zu vermitteln. 

Das öffentliche Gesundheitswesen ist in 

den Teilnehmerstaaten heterogen organi-

siert, deshalb ist die Ausgangslage unter-

schiedlich. 

Interregionale Aktivitäten im Sinne eines 

grenzübergreifenden Erfahrungsaus-

tausches aber auch eine grenzüber-

greifende Zusammenarbeit finden aber 

dennoch in Teilbereichen insbesondere 

zwischen Mecklenburg-Vorpommern und 

Polen statt. Beispiele hierfür sind das 

Telemedizinnetzwerk Pomerania, die 

Zusammenarbeit in der Notfallversor-

gung in der Grenzregion mit Polen oder 

das Deutsch-Polnische Kinderonko-

logische Zentrum.  

Laut BioCon Valley® GmbH wurden im 

Rahmen von INTERREG- Projekten 

bereits wertvolle gemeinsame Lernerfah-

rungen gemacht. Beispiele sind das 

Projekt HealthPort (Innovationstransfer 

aus Kliniken in die Wirtschaft, 2010 bis 

2013), sowie die derzeit laufenden 

Projekte Biomarker Commercialisation 

(BiC) zur Förderung der Umsetzung von 

Forschungsergebnissen in marktreife 

Produkte in der Diagnostik oder 

ProVaHealth (Netzwerk von Living Labs 

rund um das Thema Gesundheit). Diese 

Projekte werden aus dem INTERREG-

Ostseeraumprogramm gefördert.  Weitere 

Partner im Konsortium sind aus Estland, 

Finnland, Polen, Dänemark, Litauen und 

Schweden. 

Auch wenn die Projekte nicht direkt als 

eHealth-Projekte bezeichnet werden 

können, gibt es durchaus Berührungs-

punkte. 

h) praktische Fähigkeiten im Unter-

nehmensalltag zu vermitteln sowie in 

Fachbereichen auszubilden, die auf die 

Bedürfnisse der innovativen Wirt-

schaftszweige ausgerichtet sind; 

 

Das Arbeit 4.0-Kompetenzzentrum 

„Digitalisierung in der Arbeitswelt M-V“ 

wird den betrieblichen Bedarf an 

informellen und praxisrelevanten Kom-

petenzen im digitalen und demogra-

fischen Strukturwandel untersuchen. 

 

https://projects.interreg-baltic.eu/projects/bic-106.html
https://projects.interreg-baltic.eu/projects/bic-106.html
http://scanbalt.org/livinglabs/
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Des Weiteren wird dem durch die Förder-

philosophie des Ministeriums für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur 

Mecklenburg-Vorpommern sowohl im 

institutionellen als auch im projekt-

bezogenen Förderbereich (Landes- wie 

auch ESF-Mittel) einschließlich der 

Exzellenzforschung des wissenschaft-

lichen Nachwuchses entsprochen. 

Hier sind besonders die Ansiedlung des 

Fraunhofer-Ocean Technology Center 

(OCT) am Standort Rostock-Marienehe 

sowie die III. Ausschreibung zum Thema 

Digitalisierung im Förderprogramm zur 

Exzellenzforschung des wissenschaft-

lichen Nachwuchses zu nennen. Beide 

Vorhaben sind Bestandteil der Digitalen 

Agenda für Mecklenburg-Vorpommern, 

die im Mai 2018 durch die Landesregie-

rung Mecklenburg-Vorpommern 

beschlossen wurde.  

i) Maßnahmen zur Modernisierung von 

Arbeitsmärkten zu ergreifen und die 

Menschen auf dem Wege der lebens-

langen Qualifikationsentwicklung zu 

stärken, um die Erwerbstätigenquote zu 

erhöhen und das Angebot an die 

Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt besser 

anpassen zu können; 

 

Mit der erweiterten Qualifizierungsricht-

linie können Unternehmen nicht nur im 

Rahmen von Bildungsschecks, sondern 

auch im Rahmen von speziell auf die 

Unternehmen zugeschnittenen Weiter-

bildungsprojekten Förderung erhalten, 

um ihre Mitarbeitenden im Zusammen-

hang mit aktuellen Herausforderungen 

wie beispielsweise der Digitalisierung 

weiterzubilden und zu qualifizieren. 

Ein Element der prospektiven Gestaltung 

der Arbeitswelt im digitalen Wandel ist 

die Einrichtung des Arbeit 4.0-Kom-

petenzzentrums „Digitalisierung in der 

Arbeitswelt M-V“. Die Umsetzung durch 

die Sozialpartner stellt sicher, dass 

Strategien zur Anpassung von Arbeits-

angebot und Arbeitsnachfrage kohärent 

entwickelt werden. 

Mit dem Qualifizierungschancengesetz 

erhält die Bundesagentur für Arbeit eine 

neue Ausrichtung. Bislang stand die 

Weiterbildungsförderung grundsätzlich 

nur Arbeitslosen oder von Arbeitslosig-

keit bedrohten Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern offen. Künftig erhalten 

Beschäftigte Zugang zur Weiterbildungs-

förderung unabhängig von ihrer Quali-
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fikation, ihrem Lebensalter oder der 

Betriebsgröße. Die Landesregierung 

Mecklenburg-Vorpommern setzt sich 

dafür ein, dass die Neuausrichtung der 

Bundesagentur für Arbeit auf Weiter-

bildung und lebenslanges Lernen eng mit 

bestehenden Strukturen und Angeboten 

der Länder abgestimmt wird und diese 

Berücksichtigung finden. 

j) Rahmenbedingungen für profitable 

Geschäftsmodelle für die Kultur- und 

Kreativwirtschaft zu schaffen und die 

kulturelle Vielfalt und Qualität digitaler 

Angebote zu sichern; 

 

Ein wesentliches Ziel des Ministeriums 

für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 

Mecklenburg-Vorpommern ist es, die 

erwerbswirtschaftlich tätige Kultur- und 

Kreativwirtschaft mit ihren Potentialen, 

Leistungen und Fähigkeiten zu stärken 

und sichtbarer zu machen. Dazu gehört 

insbesondere die Nachfrage anderer 

Branchen nach kreativen und innovativen 

Leistungen der Kreativwirtschaft in 

Mecklenburg-Vorpommern, die Koopera-

tionsbereitschaft sowie den branchen-

übergreifenden Dialog zu steigern. 

Kooperationen und die Zusammenarbeit 

zwischen der Kreativwirtschaft und 

Unternehmen aus anderen Wirtschafts-

bereichen sollen angestoßen und verstärkt 

werden, um so die Marktchancen der 

daran beteiligten Unternehmen zu ver-

bessern. Ziel ist zugleich, branchenüber-

greifende, innovative und produktüber-

greifende Prozesse zu unterstützen und 

die Entwicklung der Kreativwirtschaft, 

Beschäftigung und Einkommen weiter zu 

verbessern. Das Ministerium für Wirt-

schaft, Arbeit und Gesundheit Mecklen-

burg-Vorpommern unterstützt dies im 

Rahmen von Projekt- und Netzwerk-

förderung sowie über Ideenwettbewerbe 

mit einem Budget von 100.000 Euro 

jährlich. 

k) Fragen der Umweltbelastung sowie des 

Emissionsschutzes als wichtige Ele-

mente einer nachhaltigen, wirtschaft-

lichen Entwicklung anzusehen, die einer 

gemeinsamen Lösung über Länder-

grenzen hinweg bedürfen; 

 

Der Umweltschutz in der EU ist medien- 

und grenzüberschreitend angelegt und als 

Grundlage für eine nachhaltige wirt-

schaftliche Entwicklung anzusehen. 

Mecklenburg-Vorpommern ist in dieses 

rechtsverbindliche System national, 

EU-weit und international eingebettet. 
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l) E-Mobilität als eine Möglichkeit zu 

sehen, die es beispielsweise mit den 

(einschlägigen) Interreg-Baltic-Sea-

Region-Projekten (BSR Electric und 

Sumba) verbunden umzusetzen gilt; 

Inhaltlich beispielgebend ist hier zum 

Teil das neu bewilligte transnationale 

INTERREG-Ostseeraumprojekt MARA, 

das sich mit der Mobilität in ländlichen 

Räumen als eine Grundlage zur Regio-

nalentwicklung und mit der Erreich-

barkeit von Einrichtungen der Daseins-

vorsorge befasst. Das Ministerium für 

Energie, Infrastruktur und Digitalisierung 

Mecklenburg-Vorpommern ist in diesem 

Projekt federführender Partner. 

 

 

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee appelliert an die Regierungen auf nationaler Ebene und 

an die Europäische Kommission: 

 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

a) die Politik der Verbesserung der 

Wettbewerbsfähigkeit der EU in 

Anlehnung an Cluster und intelli-

gente Spezialisierungen auf allen 

Verwaltungsebenen fortzusetzen; 

 

Durch die Förderung von Innovations-

clustern soll die regionale und überregionale 

Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 

und wirtschaftsnahen Einrichtungen zielge-

richtet unterstützt werden, um die Inno-

vationsfähigkeit der Beteiligten anzuregen. 

Ziele sind insbesondere:  

- gemeinsame Initiativen zur Verbesserung 

der Zusammenarbeit zwischen Unter-

nehmen (vor allem KMU), Einrichtungen 

für Forschung und Wissensverbreitung, 

gemeinnützige Einrichtungen sowie 

andere miteinander verbundene Wirt-

schaftsbeteiligte anzustoßen;  

- Informationsnetzwerke und Technologie-

transfer zwischen den Beteiligten des 

Innovationsclusters aufzubauen; 

- externes Wissen in den Innovations-

prozess der Unternehmen einzubinden; 

- sowie den Zugang zum Know-how 

anderer Unternehmen zu erleichtern. 

Als weiteres Ziel wird auch die Anregung 

der Innovationstätigkeit durch die gemein-

same Nutzung von Anlagen und sonstigen 

technischen Ressourcen genannt. 

Denn das vordergründige Ziel der Innova-

tionsclusterförderung sind Investitionen zur 

Errichtung, Erweiterung oder zum Ausbau 

von offenen, gemeinsam genutzten Infra-

strukturen oder zum Betrieb von ent-

sprechender Infrastruktur als Grundlage für 
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infolge initiierter Forschungs- und 

Entwicklungstätigkeiten kleiner und 

mittlerer Unternehmen (KMU). 

Die Richtlinie über die Gewährung von 

Zuwendungen für den Ausbau der wirt-

schaftsnahen Infrastruktur (Infrastruktur-

richtlinie) legt den Förderrahmen von 

Innovationsclustern fest.  

b) die Rolle der regionalen Ebene bei 

der Programmierung und Umsetzung 

von rechtlichen und finanziellen 

Instrumenten der Politik der Ver-

besserung der Wettbewerbsfähigkeit 

zu stärken; 

An dieser Stelle wird auf die grund-

gesetzliche Kompetenzverteilung zwischen 

Bund und Bundesländern verwiesen.  

c) die Umsetzung von Innovationen in 

verschiedenen Gesellschafts- und 

Wirtschaftsbereichen durch die 

Gewährleistung eines möglichst 

freien Zugangs zu den neuesten 

Lösungen zu fördern; 

 

Die Forschungseinrichtungen sind im 

Rahmen der „Richtlinie für Forschung, 

Entwicklung und Innovation“ verpflichtet, 

die Forschungsergebnisse des Teilvorhabens 

der Forschungseinrichtung, für die keine 

eigenen Rechte des geistigen Eigentums 

begründet werden, durch Veröffentlichung 

europaweit, diskriminierungsfrei zu 

verbreiten. 

Ferner soll an dieser Stelle beispielhaft auf 

die Projektergebnisse der in 2019 aus-

laufenden transnationalen INTERREG-

Ostseeraumprojekte BEA-APP und Baltic 

LINes mit Beteiligung Mecklenburg-

Vorpommerns verwiesen werden.  

Im Projekt BEA-APP sind beispielsweise 

Erneuerbare Energiekonzepte erarbeitet 

worden. Ebenso unterstützte das Projekt bei 

der flächenbasierten Produktion und Nut-

zung von Erneuerbarer Energien unter 

Beachtung der Raumplanung. Das Projekt 

BEA-APP ist die Grundlage für den 

Landesdialog „Grüne Gewerbegebiete in   

M-V“ und wird im Projekt BEA-Act seine 

Fortführung finden. 

Im Projekt Baltic LINes wurden beispiels-

weise eine Strategie zur Einbindung der 

verschiedenen Branchen sowie ein Leitfaden 

für den Datenaustausch und -weitergabe 

erarbeitet.  

Ebenso können an dieser Stelle die 

avisierten Ergebnisse des neu bewilligten 

transnationalen INTERREG-Ostseeraum-

projekts MARA genannt werden. Hier sollen 

Mobilitätsangebote in ländlichen Räumen 

http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=8969&typ=KU
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=8969&typ=KU
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=8969&typ=KU
http://www.foerderdatenbank.de/Foerder-DB/Navigation/Foerderrecherche/suche.html?get=views;document&doc=8969&typ=KU
https://www.uni-rostock.de/fileadmin/uni-rostock/UniHome/Forschung/Gute_wissenschaftliche_Praxis/Richtlinie_TBI.pdf
https://www.uni-rostock.de/fileadmin/uni-rostock/UniHome/Forschung/Gute_wissenschaftliche_Praxis/Richtlinie_TBI.pdf
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und die Erreichbarkeit von Einrichtungen 

der Daseinsvorsorge, jeweils als eine Grund-

lage zur Regionalentwick-lung analysiert, 

weiterentwickelt und getestet werden. Kon-

kret gehören hierzu die Durchführung einer 

Studie zur Mobilität in ländlichen Räumen 

(Drs. 7/2668), die Weiterentwicklung von 

Rufbusangeboten im Land, sowie Beiträge 

zur Daseinsvorsorge im Zusammenhang mit 

der Interministeriellen Arbeitsgruppe „Länd-

liche Gestaltungsräume“. 

Auch die anstehenden Ergebnisse des in 

2019 auslaufenden ESPON-Forschungsvor 

Maritime Spatial Planning and Land-Sea 

Interactions, an dem sich auch das Ministe-

rium für Energie, Infrastruktur und Digitali-

sierung Mecklenburg-Vorpommern beteiligt, 

werden einen Beitrag zur Umsetzung von 

Innovationen und einen freien Zugang zu 

neuesten Lösungen liefern. Das Vorhaben 

soll neue Kenntnisse zur räumlichen 

Verbreitung von Wertschöpfungsketten der 

maritimen Wirtschaft und deren Bedeutung 

für die Regionalentwicklung an Land am 

Beispiel der Pommerschen Bucht erbringen. 

Angestrebtes Ergebnis sind Empfehlungen 

zu raumordnerischen Steuerungsmöglich-

keiten mit dem Ziel, eine möglichst 

vielfältige und nachhaltige Nutzung der 

Küstengewässer Mecklenburg-Vorpommern 

zu ermöglichen und die wirtschaftliche 

Entwicklung des Landes weiter zu stärken.  

d) die europäische Zusammenarbeit 

zwischen der Forschung und Wirt-

schaft durch entsprechende Vor-

schriften und Finanzinstrumente zu 

stimulieren, die die Beteiligten zu 

einer größeren Aktivität insbeson-

dere hinsichtlich der Investitionen im 

F+E-Bereich ermutigen; 

Eine verstärkte europäische Zusammenarbeit 

(außerhalb des Ostseeraumes) steht bisher 

nicht im Fokus der Landesregierung 

Mecklenburg-Vorpommerns, wenngleich 

sich das Land vereinzelt in europaweiten 

Projekten engagiert. Hier kann das Projekt   

ELISE – European Life Science Ecosystems 

im Rahmen von INTERREG Europe 

genannt werden.  

e) Ressourcen effizient zu nutzen, in-

dem eine Politik verfolgt wird, die 

das Wirtschaftswachstum von der 

Nutzung von Ressourcen entkoppelt 

und zu einer kohlenstoffarmen Wirt-

schaft führt, die das Potenzial er-

neuerbarer Energieträger stärker 

nutzt; 

An dieser Stelle wird auf die Projekt-

ergebnisse von BEA-APP und Baltic LINes 

verwiesen (siehe dazu Ausführungen in 

Punkt I c) Seite 24f.). 

http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/dokument/41818/mobilitaetsangebote_des_oepnv_fuer_den_laendlichen_raum_weiterentwickeln.pdf
https://www.msp-platform.eu/projects/msp-lsi-maritime-spatial-planning-and-land-sea-interactions
https://www.msp-platform.eu/projects/msp-lsi-maritime-spatial-planning-and-land-sea-interactions
https://www.interregeurope.eu/elise/
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f) Bedingungen für eine erfolgreiche 

und effektive Durchführung von 

Prozessen der Kommerzialisierung 

des Wissens zu schaffen; 

 

Durch die TBI GmbH wird beispielsweise 

eine öffentliche Patentinformationsstelle 

bereitgestellt. Das PIZ Patentinformations-

zentrum Schwerin ist eine der Patent-

informationseinrichtungen, die in der 

Arbeitsgemeinschaft Deutscher Patent-

informationszentren e. V. organisiert sind. 

Das PIZ ist Ansprechpartner der Unter-

nehmen und Erfinder zu Fragen des gewerb-

lichen Rechtsschutzes. 

Darüber hinaus wird auf die Ausführungen 

in den Punkten I d) Seite 4, I a) Seite 23 

sowie I c) Seite 24f. verwiesen.  

g) nach 2020 die Kohäsionspolitik als 

die führende europäische Strategie 

zum Erzielen der im EU-Vertrag 

erwähnten wirtschaftlichen, sozialen 

und territorialen Kohäsion fortzu-

setzen. Die Kohäsion ist für alle 

Regionen in Europa bedeutsam, 

indem sie das Wirtschaftswachstum 

und die Steigerung der Beschäfti-

gung auf der lokalen und regionalen 

Ebene über innovative Lösungen in 

solchen Bereichen wie Klimawandel, 

Energiewende, sozialer Inklusion 

sowie grenzüberschreitender und 

interregionaler Zusammenarbeit för-

dert; (Erklärung CohesionAlliance). 

Die Landesregierung setzt sich für eine 

Fortführung der Kohäsionspolitik nach 2020 

ein. Dazu wird auf die Stellungnahmen des 

Bundesrats zum Mehrjährigen Finanz-

rahmen der Europäischen Union und zur 

EU-Kohäsionspolitik nach 2020, insbeson-

dere auf die Drucksachen 166/18 

(Beschluss) und 227/18 (Beschluss) ver-

wiesen. Demnach wird es begrüßt, dass die 

Kohäsionspolitik auch künftig in allen 

Regionen Europas umgesetzt werden soll, 

denn sie leistet einen wesentlichen Beitrag 

zur Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen 

und territorialen Zusammenhaltes in der 

Union. Die Kohäsionspolitik gilt aner-

kanntermaßen als wichtigste Investitions-

politik der EU mit einem besonderen euro-

päischen Mehrwert, denn ihr Vorzug liegt 

insbesondere auch in der geteilten Mittel-

verwaltung der Programme, wodurch den 

Regionen ermöglicht wird, ihre spezifischen 

Herausforderungen gezielt zu adressieren.  

 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0101-0200/166-18(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0101-0200/166-18(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0201-0300/227-18(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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II. Aktivierung des Unternehmergeistes bei jungen Menschen 

 

Das Parlamentsforum Südliche Ostsee hält für angemessen: 

 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

a) Mobilität und akademische Zusam-

menarbeit zu fördern zum Beispiel im 

Rahmen von transnationalen Mobili-

täten im Südlichen Ostseeraum, wie 

Erasmus+ Stipendien oder im Rahmen 

von Programmen zur Entwicklung 

international anerkannter und zerti-

fizierter Berufsausbildungsprogramme 

wie dem Europäischen Leistungs-

punktesystem für die Berufsbildung 

ECVET (European Credit System for 

Vocational Education and Training) 

und dem Projekt BBVET (Boosting 

Business Integration through joint VET 

Education). Im Bereich der Berufs-

ausbildung sollten die Unternehmen 

dazu ermutigt werden, Jugendlichen 

und Auszubildenden eine Auslands-

erfahrung zu ermöglichen. Die Hoch-

schulbildung sollte ebenfalls durch die 

Nutzung der besten weltweit ange-

wandten Lösungen modernisiert wer-

den, ebenso Mechanismen der Aner-

kennung informell erworbener Kompe-

tenzen sollen entwickelt werden. 

Verstärkt werden sollen auch Maß-

nahmen, die den Jugendlichen den 

Übergang in den Arbeitsmarkt durch 

hochwertige Praktika und Ausbil-

dungsplätze erleichtern; 

Die Landesregierung teilt die Ansicht des 

Parlamentsforums. Das Programm 

ERASMUS+ bietet Schulen die Möglich-

keit, mit anderen Schulen (und Organi-

sationen) zusammenzuarbeiten, um sich 

über Ländergrenzen hinweg über Themen 

von gemeinsamem Interesse auszu-

tauschen und so Lehr- und Lernansätze zu 

verbessern. Die Partner teilen innovative 

pädagogische Ansätze oder entwickeln 

Unterrichtserverfahren. Im Fokus der 

Erasmus+ Schulpartnerschaften stehen 

Begegnungen von Schülerinnen, Schülern 

und ihren Lehrkräften. Im Fokus von 

ERASMUS+ Mobilitätsprojekte steht die 

Lehrerfortbildung im europäischen Aus-

land. 2018 haben Schulen in Mecklen-

burg-Vorpommern die Möglichkeiten des 

EU-Programms ERASMUS+ voll ausge-

schöpft. Die Mittel wurden unter der 

Leitakti-on 1 (LA 1, Lehrerfortbildung) 

zu 99,81 Prozent ausgegeben (Partner 

sind unter anderem Schulen aus Polen, 

Finnland, Schweden und Dänemark), 

unter der Leitaktion 2 (LA 2, Schul-

projekte) zu 100 Projekte (nur von 

Mecklenburg-Vorpommern koordinierte 

Projekte; Partner sind unter anderem 

Polen Dänemark, Finnland, Schweden). 

Das Programm eTwinning ermöglicht 

zudem virtuelle Mobilität und Partner-

schaften. Darüber hinaus fördert das 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 

Schulpartnerschaften und Austauschmaß-

nahmen mit den baltischen Staaten. 

Über das ERASMUS-Programm wird 

auch der Studierendenaustausch im 

Ostseeraum gepflegt und fortgesetzt. 

 

 

 

 

 

https://www.etwinning.net/de/pub/index.htm
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Im Bereich der beruflichen Bildung 

unterstützt das zuständige Fachministe-

rium die an der Berufsausbildung betei-

ligten Akteure durch die Initiative einer 

Gründung eines landesweiten Netzwerkes 

für Koordinatorinnen und Koordinatoren 

für internationale Beziehungen in der 

beruflichen Bildung, um die Mobilität 

von Jugendlichen und Auszubildenden zu 

fördern. Als Fach- und Austauschforum 

bietet es den Akteuren die Möglichkeit, 

sich zu vernetzen, den wechselseitigen 

Wissenstransfer zu nutzen und Unter-

stützungssysteme sowie Qualitätsstan-

dards für Auslandsprojekte zu ent-

wickeln. Im Rahmen dieser Netzwerk-

arbeit wird unter anderem auf verschie-

dene Förderprogramme, wie beispiels-

weise das Erasmus-Programm aufmerk-

sam gemacht. Gleichwohl appelliert das 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft 

und Kultur Mecklenburg-Vorpommern 

im Rahmen seiner berufsbildungs-

politischen Aufgaben regelmäßig an die 

Unternehmen und an die zuständigen 

Stellen - Industrie- und Handelskammern 

(IHKn) als auch Handwerkskammern 

(HWKn) - Auszubildenden Auslands-

erfahrungen zu  ermöglichen. Die IHKn 

haben in ihrem Unternehmenswettbewerb 

„TOP-Ausbildungsbetrieb“ unter 

anderem das Wettbewerbskriterium 

Auslandsaustausch aufgenommen. 

b) Initiativen von Jugendlichen zu fördern 

und zu aktivieren, neue kreative intel-

lektuelle Ideen zu entwickeln, Mög-

lichkeiten zur Selbstverwirklichung, 

zum Ideen- und Erfahrungsaustausch zu 

schaffen, junge Leute in den offenen 

internationalen Dialog im Bereich der 

innovativen Verfahren einzubeziehen; 

 

Die Landesregierung setzt Ziffer 316 des 

Koalitionsvertrages als fortlaufendes 

Querschnittsvorhaben um.2  

Grundsätzlich handelt es sich bei den 

bundesrechtlichen Regelungen nach 

§§ 11 ff. SGB VIII (Jugendarbeit/Jugend-

verbandsarbeit) und den landesrecht-

lichen Regelungen nach §§ 2 bis 5 

Kinder- und Jugendförderungsgesetz - 

KJfG M-V) um pflichtige Selbst-

verwaltungsaufgaben im eigenen 

                                                 
2 Ziffer 316 der Koalitionsvereinbarung 2016 bis 2021 für die 7. Wahlperiode des Landtags Mecklenburg-

Vorpommern: „[…]Die Koalitionspartner werden die Kommunen ermutigen, von der bereits bestehenden 

Möglichkeit, Kinder- und Jugendbeiräte einzurichten, verstärkt Gebrauch zu machen, um Kindern und 

Jugendlichen eine angemessene Beteiligung zu ermöglichen.“ 
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Wirkungskreises der örtlichen Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe, somit obliegt 

auch ihnen die Ausgestaltung der 

Aufgabe. Der Ermessensspielraum basiert 

dabei auf einer wirkungsorientierten 

Jugendhilfeplanung.  

Aus der dabei zugrunde gelegten Bedarfs-

analyse werden entsprechend die jugend-

politischen Schwerpunkte im eigenen 

Wirkungskreis festgelegt. 

Im Rahmen der Aufgabenausgestaltung 

zu den Ziffern 317 (Jugendbeteiligungs-

fonds) und 318 (Fortführung der 

Zusammenarbeit mit dem Landesjugend-

ring) der vorgenannten Koalitionsverein-

barung wird landesseitig die Beratungs- 

und Steuerungsfunktion fortlaufend wahr-

genommen.  

Im Übrigen wird auf die Ausführungen in 

II a) Seite 28 verwiesen. 

c) Maßnahmen zur Entwicklung und 

Popularisierung der internationalen 

Zusammenarbeit im Sportbereich als 

einer Form der interkulturellen Kom-

munikation zu ergreifen, Kinder- und 

Jugendsportturniere, Pokalspiele und 

Meisterschaften mit Teilnahme von 

Vertretern verschiedener Länder zu 

organisieren, die Freundschaft und 

gegenseitiges Verständnis zwischen den 

Sportlern zu stärken; 

 

Das Ministerium für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur Mecklenburg-

Vorpommern fördert auf der Grundlage 

der Verwaltungsvorschrift „Richtlinie zur 

Förderung internationaler Sportkontakte“ 

vom 24. September 2015 Aktivitäten und 

Begegnungen des Sports, die den 

Teilnehmenden über den sportlichen 

Vergleich hinaus eine gegenseitige 

Sensibilisierung für die Kultur in anderen 

Ländern und Regionen - so auch in der 

Ostseeregion - sowie eine bessere Ver-

ständigung ermöglichen und leistet mit 

der Entwicklung bilateraler Sportbezie-

hungen einen wichtigen Beitrag unter 

anderem im europäischen Einigungs-

prozess. Von besonderer Bedeutung für 

eine sportliche Zusammenarbeit im 

Ostseeraum sind die Baltic Sea Youth 

Games. Die Sportorganisation des 

Landes, der Landessportbund Mecklen-

burg-Vorpommern e. V., hat den Wett-

streit europäischer Nachwuchssport-

lerinnen und Nachwuchssportler 1999 ins 

Leben gerufen und beteiligt sich seither 

aktiv an der Vorbereitung und Durch-

führung. An den Internationalen Jugend-

sportspielen, welche alle zwei Jahre statt-

finden, nehmen Sportlerinnen und 
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Sportler im Alter von 13 bis 18 Jahren 

aus Schweden, Dänemark, Finnland, 

Estland, Litauen, Lettland, Polen, Weiß-

russland, Russland (Region Sankt 

Petersburg sowie Leningrader Gebiet) 

und Deutschland (Mecklenburg-

Vorpommern und Brandenburg) in 13 

Sportarten (unter anderem Boxen, 

Fußball, Gewichtheben, Judo, Leicht-

athletik, Ringen, Rudern, Schwimmen 

und Volleyball) teil. So vertraten 

beispielsweise 2017 83 Teilnehmende 

Mecklenburg-Vorpommern bei den X. 

Baltic Sea Youth Games in Brest/ 

Weißrussland in sieben Sportarten. Zur 

Vorbereitung der internationalen Jugend-

sportspiele sowie zur Abstimmung einer 

internationalen Zusammenarbeit im 

Sport, insbesondere im Ostseeraum, wird 

jährlich eine Kalenderkonferenz der 

Sportorganisationen der Ostseeanrainer 

durchgeführt. Die XI. Baltic Sea Youth 

Games werden im Juli 2019 in Karlstad 

(Schweden) ausgerichtet. 

d) dass insbesondere Arbeitgeber die 

Entwicklung von kreativen und inno-

vationfreundlichen sowie unternehme-

rischen Haltungen bei Schülern und 

Studenten fördern, indem regionale 

Ausbildungsmodelle in Anlehnung an 

die intelligenten Spezialisierungen in 

der konkreten Region erarbeitet werden; 

 

Im Rahmen der Richtlinie zur Förderung 

von Entrepreneurship werden in 

Mecklenburg-Vorpommern Projekte 

unterstützt, die auf eine Zusammenarbeit 

von Wirtschaftsunternehmen und Studie-

renden zu konkreten, praxisrelevanten 

Themen abzielen. 

Darüber hinaus wird sowohl im 

Unterricht der sozialwirtschaftlichen 

Fächer als auch bei der Arbeit in den 

circa 85 Schülerfirmen im Land zur 

Umsetzung der oben genannten Richtlinie 

wirtschaftsrelevantes Wissen vermittelt. 

An den Hochschulen sind Arbeits-

einheiten für Enterpreneurship angesie-

delt, die die entsprechenden Kenntnisse 

und „Haltungen“ vermitteln.  

Das Netzwerk SCHULEWIRTSCHAFT 

Mecklenburg-Vorpommern, dem 21 re-

gionale Arbeitskreise angehören, setzt 

genanntes Anliegen in der beruflichen 

Bildung gemeinsam mit den IHKn, den 

HWKn und der Bundesagentur für Arbeit 

um. Träger des Netzwerkes ist das Bil-

dungswerk der Wirtschaft Mecklenburg-

https://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=1576474
https://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=1576474
https://www.schulewirtschaft-mv.de/
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Vorpommern e. V.  und die Vereinigung 

der Unternehmensverbände für Mecklen-

burg-Vorpommern e. V.. Das Ministe-

rium für Bildung, Wissenschaft und 

Kultur Mecklenburg-Vorpommern 

begleitet die Aktivitäten dieses Netz-

werks. Darüber hinaus unterstützt das 

Land mit der außerschulischen Berufs-

orientierung (BOM), finanziert aus 

Mitteln des ESF, gemeinsam mit der 

Bundesagentur für Arbeit bereits seit 

2015 dieses Anliegen. Die entspre-

chenden Angebote beinhalten bei-

spielsweise umfassende Informationen zu 

Berufsfeldern, die Vermittlung von 

Strategien zur Berufswahl und Ent-

scheidungsfindung, fachpraktische Erfah-

rungen von Schülerinnen und Schülern 

durch Einbindung des Lernorts Betrieb 

beziehungsweise durch betriebliche 

Praktika sowie Exkursionen in Betriebe, 

Technologiezentren, Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen. Im 

Vordergrund steht ein auf die regionalen 

Erfordernisse abgestimmtes Angebot. 

Über die Jahre ist ein steigender Bedarf 

zu verzeichnen.  

e) den Austausch von best practices in 

Innovationsbereichen und die Verbrei-

tung von wissenschaftlichen Errungen-

schaften von F+E-Einheiten in der 

Südlichen Ostsee zu fördern; 

Es wird auf die Ausführungen in I e) 

Seite 5 verwiesen. 

 

f) den Austausch von Erfahrungen und 

best practices im Bereich der Ent-

wicklung von Mechanismen zur 

Unternehmensnachfolge insbesondere 

im Bereich der KMU zu fördern, dies 

sollte die Übernahme von funktio-

nierenden Unternehmen erleichtern 

insbesondere im Bereich der intelli-

genten Spezialisierungen durch eine 

neue Generation von Unternehmern. 

Mit der Nachfolgezentrale-MV.de besteht 

ein gutes Angebot zur Unterstützung der 

Unternehmensnachfolge im Land.   

 

 

 

http://www.nachfolgezentrale-mv.de/
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IV. Vonseiten des Jugendforums wurden folgende Vorschläge vorgelegt:  

 

Punkt Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

a) Der öffentliche Verkehr auf Basis der 

umweltfreundlichen Technologien 

sollte als eine positive Methode der 

Verbindung der Regionen im südlichen 

Ostseeraum betrachtet werden. Dank 

der neuen Beförderungsarten können 

die beteiligten Regionen auf eine 

schnelle, komfortable und nachhaltige 

Art verbunden werden; 

 

Hierzu leistet das neu bewilligte trans-

nationale INTERREG-Ostseeraumprojekt 

MARA mit dem Ministerium für Energie, 

Infrastruktur und Digitalisierung Mecklen-

burg-Vorpommern als federführender 

Partner einen Beitrag. MARA konzentriert 

sich auf die Weiterentwicklung von bereits 

bestehenden ebenso wie auf die Entwick-

lung und das Erproben von neuen Mobili-

tätsangeboten im öffentlichen Personen-

nahverkehr. Für Mecklenburg-Vorpom-

mern wird es hier insbesondere um die 

Weiterentwicklung von Rufbusangeboten 

gehen.  

Das INTERREG-Ostseeraumprojekt BSR 

electric zielt darauf ab, die Nutzung der 

E-Mobilität in städtischen Verkehrs-

systemen im Ostseeraum zu verbessern. 

Verschiedene Arten der städtischen 

E-Mobilität wie elektrische Stadtlogistik, 

E-Bikes, E-Busse, E-Roller und E-Fähren 

werden in Demonstrationsprojekten 

getestet und Akteuren, wie zum Beispiel 

Behörden, Unternehmen, Planern und 

Verkehrsanbietern zugleich nähergebracht. 

Im INTERREG-Ostseeraumprojekt cities 

multimodal unter Führung der Hansestadt 

Rostock möchten zehn Partnerstädte es 

ihren Bürgerinnen und Bürgern leichter 

machen, unterschiedliche Verkehrsmittel 

zu kombinieren und so nachhaltige 

Formen urbaner Mobilität zu stärken (zum 

Beispiel Radfahren, die Nutzung öffent-

licher Verkehrsmittel Auto- und Rad-

Sharing). 

Das Projekt INTERCONNECT, welches 

durch das INTERREG-Programm Süd-

liche Ostsee kofinanziert wird, fokussiert 

sich in grenzüberschreitendenden Fall-

studien auf die Bedürfnisse von Reisenden 

ohne Auto. Es soll ein Katalog nachhal-

tiger ÖPNV-Lösungen erarbeitet werden, 

um grenzüberschreitendes Reisen ohne 

Auto weiter zu stärken. 

 

 

https://www.bsr-electric.eu/
https://www.bsr-electric.eu/
https://www.cities-multimodal.eu/
https://www.cities-multimodal.eu/
http://interconnect.one/
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Darüber hinaus werden mit dem Inte-

grierten Landesverkehrsplan (ILVP), der 

den ÖPNV- Landesplan ersetzt, Leitlinien 

für die Ausgestaltung des ÖPNV in 

Mecklenburg-Vorpommern festgelegt. 

Dabei legt die Landesregierung auch Wert 

auf den Einsatz umweltfreundlicher Tech-

nologien. 

Ein gutes Beispiel für ein neues Mobili-

tätsangebot im Land ist das InterCombi-

Ticket. Mit diesem Ticket kann man mit 

nur einer Fahrkarte bequem von Rostock 

ins dänische Nykøbing Falster reisen. Das 

günstige InterCombi-Ticket gilt ab jeder 

Haltestelle in Rostock und Warnemünde 

und bringt die Reisenden direkt zum 

Fährterminal im Rostocker Überseehafen. 

Von dort geht es mit dem Shuttlebus des 

Hafens direkt an die Fähre. Am 

Fähranleger im dänischen Gedser wartet 

ein Bus zur Weiterfahrt nach Nykøbing 

Falster. Alle Anschlüsse sind aufeinander 

abgestimmt.  

Das InterCombi-Ticket ist ein Ergebnis 

des Projektes INTERFACE sowie des 

Nachfolge-Projektes INTERFACE PLUS. 

Beide wurden Förderzeitraum 2007 bis 

2013 durch das INTERREG Programm 

Südliche Ostsee gefördert.  

b) die Unternehmen sollten zur engen 

Kooperation und zum Mitarbeiter-

austausch mit ähnlichen Firmen im 

Ostseeraum ermuntert werden; 

 

Die wirtschaftliche Vernetzung im Ostsee-

raum gewinnt eine zunehmende Bedeu-

tung. Neben den Handelsverflechtungen 

spielen auch ausländische Direktinvesti-

tionen eine Rolle, wobei Unternehmen aus 

Skandinavien und Osteuropa ihre Aktivi-

täten in Mittel- und Westeuropa deutlich 

ausweiten. Mecklenburg-Vorpommern 

profitiert hierbei von seiner zentralen Lage 

entlang der Verkehrsströme und der Nähe 

zur Metropolregion Hamburg. Ziel des 

Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und 

Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern ist 

es, die Unternehmensansiedlungen und -

beteiligungen aus dem Ostseeraum weiter-

hin gezielt zu fördern.  

c) die Entwicklung einer für die Region 

gemeinsamen und einmaligen Identität, 

in der die verbindenden Kultur-

elemente vereint werden und die durch 

Da sonstige Kulturveranstaltungen und 

Museen von kommunalen oder privaten 

Trägern angeboten werden, deren Finan-

zierungsmodelle differieren, erscheint eine 

https://www.intercombi-ticket.de/
https://www.intercombi-ticket.de/
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die Einwohner wahrgenommen wird, 

soll angestrebt werden. Der erste 

Schritt auf dem Weg könnte die Aus-

gestaltung eines für alle Studenten in 

der Region gleich aussehenden Stu-

dentenausweises sein, der Ermäßi-

gungen für den öffentlichen Verkehr, 

Kulturveranstaltungen und Museums-

besuche im gesamten Ostseeraum 

gewährleistet. 

pauschale, umfassende Lösung wenig 

wahrscheinlich. An verschiedenen 

Museumsstandorten in Mecklenburg-

Vorpommern wird bereits seit Jahren 

freier Eintritt gewährt. Auf Initiative des 

Kulturausschusses der Kultusminister-

konferenz soll eine Arbeitsgruppe die 

Möglichkeiten für freien Eintritt in                     

Museen in der Bundesrepublik prüfen. 

Der vorgeschlagene erste Schritt eines 

derartigen Studentenausweises belastet die 

öffentlichen Haushalte potenziell durch 

wegfallende Einnahmen. Sollte beab-

sichtigt werden, in einem zweiten Schritt 

auch Zugang zu Leistungen der 

Studierendenwerke in Mecklenburg-

Vorpommern zu gewährleisten, so 

bestehen aus fachlicher Sicht Einwände. 

Mobilität der Studierenden aus den 

Ostseeanrainern soll sich in der Weise 

vollziehen, dass sie sich an den Hoch-

schulen der Region einschreiben. In 

diesem Fall und auch durch den zu 

zahlenden Semesterbeitrag erhalten Gast-

studierende ohnehin Zugang zu den 

Leistungen der Studierendenwerke. Ohne 

Einschreibung und Semesterbeitrag sollten 

diese Leistungen nicht gewährt werden. Es 

bestünde die Gefahr, dass sich Defizite in 

den Haushalten vergrößern, die Finanzie-

rung von bloßem Studenten-Tourismus ist 

in den Finanzen der Studierendenwerke 

nicht abgebildet. 
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Stellungnahme der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 

zur Umsetzung der Resolution der 27. Ostseeparlamentarierkonferenz 

(Mariehamn, 26. bis 28. August 2018) 
 

 

Mit der vorliegenden Stellungnahme berichtet die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern über den Stand der Umsetzung der Resolution der 27. Ostseeparlamentarier-

konferenz, die vom 26. bis zum 28. August 2018 in Mariehamn (Schweden) stattfand.  

Die Landesregierung kommt damit dem Wunsch des Landtages nach, einen entsprechenden 

Bericht bis zum 31. März 2019 vorzulegen.3 

Die vorliegende Stellungnahme erfasst nur die Bereiche, in denen eine Zuständigkeit auf 

Landesebene oder eine übergeordnete Bedeutung für Mecklenburg-Vorpommern gesehen 

wird. 

 

Die Teilnehmer, die gewählten Vertreter der Staaten der Ostseeregion, die vom 26. bis 

28. August 2018 in Mariehamn (Åland) zusammengekommen sind, fordern die Regierungen 

der Ostseeregion, den Ostseerat und die Europäische Union auf, 

 

im Hinblick auf die Zusammenarbeit in der Region 

 

Nummer Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

1 die Politik der Nördlichen Dimen-

sion, die EU-Strategie für den 

Ostseeraum und die russische 

Strategie für die soziale und wirt-

schaftliche Entwicklung des Föde-

ralen Distrikts Nordwest stärker 

miteinander zu verzahnen; 

 

Die Landesregierung unterstützt die Forde-

rung der Ostseeparlamentarierkonferenz 

nach einer engeren Verzahnung der über-

greifenden Strategien in der Ostseeregion 

und setzt sich im Rahmen ihrer Zuständig-

keiten dafür ein. 

Ausdruck dieses Bestrebens ist die geplante 

Durchführung des Ostsee-Tourismus-

forums 2019 in Pskov (Russland) unter der 

Federführung des Tourismusverbandes 

Mecklenburg-Vorpommern e. V. in 

Zusammenarbeit mit dem Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit in seiner 

Eigenschaft als Koordinator des Politik-

bereichs Tourismus in der EU-Strategie für 

die Ostseeregion. 

2 den Umfang der länderübergrei-

fenden Programme, die den 

gesamten Ostseeraum abdecken, 

auszuweiten, und diese Möglichkeit 

und die entsprechende Finanzierung 

formal in allen makroregionalen 

Strategien zu verankern, um die 

Beziehungen zwischen benach-

barten Ländern zu verbessern; 

Die engere Verzahnung des INTERREG-

Ostseeraumprogramms mit der EU-Ostsee-

strategie wird durch die Landesregierung 

unterstützt. 

 

                                                 
3 siehe Landtagsdrucksache 7/2803 vom 7. November 2018 in Verbindung mit Landtagsdrucksache 6/4498 

vom 15. September 2015 

https://www.landtag-mv.de/fileadmin/media/Dokumente/Parlamentsdokumente/Drucksachen/7_Wahlperiode/D07-2000/Drs07-2803.pdf
http://www.dokumentation.landtag-mv.de/Parldok/dokument/36648/jahresbericht-der-landesregierung-mecklenburg-vorpommern-zur-zusammenarbeit-im-ostseeraum-f%C3%BCr-den-zeitraum-2014-2015.pdf


Drucksache 7/3496 Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode 

______________________________________________________________________________________________________ 

30 

Nummer Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

3 die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

der Migration und Integration zu 

verstärken und dabei alle Ostsee-

anrainerstaaten einzubeziehen, um 

ähnliche Aufgaben besser zu bewäl-

tigen; 

 

Eine Stärkung der Zusammenarbeit wird 

begrüßt. Es ist bereits Ziel des Gemein-

samen Europäischen Asylsystems (GEAS), 

für alle Mitgliedsstaaten einen einheit-

lichen Regelungsrahmen zu schaffen und 

gemeinsame Standards zu setzen. Im 

Bereich der Asyl- und Flüchtlingspolitik 

sind seit 1999 verschiedene Rechtsakte 

erlassen worden, die heute die Grundlage 

für einen Raum des Flüchtlingsschutzes 

und der Solidarität in der EU bilden. Kern-

element des gemeinsamen Systems ist die 

EU-weite Harmonisierung der Schutz- und 

Aufnahmenormen. Sie sollen sicherstellen, 

dass Asylsuchenden in der gesamten EU 

unter gleichen Bedingungen internationaler 

Schutz gewährt wird. 

4 Programme im Rahmen von 

Besuchen und multinationalen 

Jugendtreffen zu vertiefen mit dem 

Ziel, einander zu begegnen, das 

gegenseitige Verständnis zu fördern 

und Beziehungen aufzubauen; 

Die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern fördert internationale Jugend-

arbeit und - austausche nach der Richtlinie 

4 des Landesjugendplans. Darüber hinaus 

erfolgen Förderungen durch die 

Jugendwerke. 

5 - Bezug nehmend auf die im Juni 

2017 von den Arbeitsministerien der 

Ostseeratsstaaten verabschiedete 

Ministererklärung - im Bereich von 

Arbeit und Beschäftigung in der 

Ostseeregion aktiv die Arbeit der 

„Ostseerats-/BSLF-Koordinierungs-

gruppe zu Arbeit und Beschäfti-

gung“ (CG) zu unterstützen, die sich 

auf Querschnittsthemen und aktuelle 

Fragen konzentriert, und zwar auf 

die neuen Qualifikationen, die für 

künftige Arbeitsmodelle erforderlich 

sind, und ihre Verknüpfung mit der 

Ausbildung und dem Bedarf des 

Arbeitsmarktes, das lebenslange 

Lernen sowie umfassende Arbeits-

marktprognosen und -forschungen 

unter Einbeziehung der demo-

grafischen Herausforderungen; für 

Chancengleichheit zwischen 

Männern und Frauen zu sorgen; 

 

Die unter anderem durch Digitalisierung 

und steigenden Fachkräftebedarf geprägten 

künftigen Arbeitsmodelle haben auch auf 

Ausbildungsformen, Ausbildungsordnun-

gen, Rahmenpläne, Berufsbilder, Rechts-

änderungen und Ähnliches Auswirkungen. 

Im Umgang mit diesem Wandel übernimmt 

die Landesregierung eine aktive Rolle, die 

sich beispielsweise in der Teilnahme an der 

in Bundesgremien stattfindenden Ord-

nungsarbeit zur beruflichen Ausbildung 

widerspiegelt. Dabei finden Querschnitts-

themen wie Chancengleichheit der 

Geschlechter, Inklusion und Internatio-

nalisierung entsprechende Berücksichti-

gung. Insbesondere werden bedarfsgerecht 

die Interessen des Landes Mecklenburg-

Vorpommern als Ostseeanrainerland ver-

treten. 

Selbstverständlich antwortet auch die 

hiesige Hochschulausbildung auf aktuelle 

gesellschaftliche und arbeitsmarktbezogene 

Herausforderungen.  

 

 

 

http://www.kulturelle-bildung-mv.de/wp-content/uploads/2012/10/Richtlinie_iJA.pdf
http://www.kulturelle-bildung-mv.de/wp-content/uploads/2012/10/Richtlinie_iJA.pdf
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Darüber hinaus unterstützt das Land 

Mecklenburg-Vorpommern anlassbezogen 

aktiv die „Ostseerats-/BSLF-Koordinie-

rungsgruppe zu Arbeit und Beschäftigung“ 

(CG) im Hinblick auf derzeitige und 

künftige arbeitsmarktpolitische Themen. 

6 sich den Herausforderungen einer 

alternden Bevölkerung, des sozialen 

Zusammenhalts und der nach-

haltigen Entwicklung in der 

Ostseeregion durch eine verstärkte 

Zusammenarbeit bei Anreizen und 

praktischen Systemen für lebens-

langes Lernen und Erwachsenen-

bildung, die Anpassung der 

Beschäftigungsbedingungen und 

Arbeitsplätze an ältere Menschen, 

Strategien zur Bekämpfung der 

Altersdiskriminierung, gesundheits-

fördernde Maßnahmen und flexible 

und stufenweise Ruhestandsrege-

lungen zu stellen; 

Das lebenslange Lernen kann helfen, den 

Zusammenhalt von Gesellschaften bezie-

hungsweise Gemeinschaften zu stärken. 

Deshalb ist es sinnvoll, die Bildungs-

teilhabe zu erhöhen, indem auch im 

Rahmen von Weiterbildung gemeinsame 

Projekte zwischen den Ostseeanrainer-

staaten stattfinden. Aus diesem Grund 

können auch die Weiterbildungseinrich-

tungen im Land Projekte mit den Staaten 

im Ostseeraum durchführen. 

Beispielhaft kann hier das Projekt Erwach-

senenbildung im Wandel - Internationali-

sierung, Digitalisierung und demogra-

fischer Wandel als Herausforderung in 

Europa des Volkshochschulverbandes 

Mecklenburg-Vorpommern genannt 

werden, das über das Erasmus+-Programm 

seit September 2018 bis August 2020 

gefördert wird. In diesem Projekt können 

Kursleitende und hauptamtlich päda-

gogische Mitarbeitende (der Volkshoch-

schulen im Land) Fortbildungen im 

europäischen Ausland wahrnehmen, unter 

anderem auch in Skandinavien. 

Des Weiteren ist eine Fortbildungs-

mobilität von hauptamtlich pädagogischen 

Mitarbeitenden in Schweden im Jahr 2020 

geplant, um die Themen des Projektes 

Internationalisierung, Digitalisierung und 

demografischer Wandel mit schwedischen 

Erwachsenenbildungseinrichtungen zu 

erörtern. 

Die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern setzt sich ebenfalls dafür ein, 

dass die Neuausrichtung der Bundesagentur 

für Arbeit auf Weiterbildung und 

lebenslanges Lernen eng mit bestehenden 

Strukturen und Angeboten der Länder 

abgestimmt wird und diese Berück-

sichtigung finden. Die Übernahme von 

Weiterbildungskosten und die Zahlung von 

Zuschüssen zum Arbeitsentgelt im Rahmen 

http://www.vhs-verband-mv.de/themen/erasmus/
http://www.vhs-verband-mv.de/themen/erasmus/
http://www.vhs-verband-mv.de/themen/erasmus/
http://www.vhs-verband-mv.de/themen/erasmus/
http://www.vhs-verband-mv.de/themen/erasmus/
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der Qualifizierung von Beschäftigten 

gemäß dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB III) setzen grundsätzlich eine 

Kofinanzierung durch den Arbeitgeber 

voraus. Für ältere oder schwerbehinderte 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind 

Ausnahmemöglichkeiten von diesem 

Grundsatz vorgesehen. Weiterhin können 

Programme der Bundesagentur für Arbeit, 

wie beispielsweise zur Weiterbildung 

Geringqualifizierter und beschäftigter älte-

rer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

in Unternehmen (WeGebAU) genutzt 

werden. 

Damit Unternehmen, aber auch bildungs-

interessierte Frauen und Männer einen 

erleichterten Zugang zu Weiterbildungs-

maßnahmen finden, unterhält das Land 

Mecklenburg-Vorpommern eine Weiter-

bildungsdatenbank M-V. Mit diesem 

Angebot stehen mehrsprachig (in den 

Sprachen Deutsch, Englisch, Französisch, 

Russisch und Arabisch) umfassende, aktu-

elle und benutzerfreundliche Weiterbil-

dungsinformationen und Weiterbildungs-

angebote der allgemeinen, politischen und 

beruflichen Bildung zur Verfügung.  

 

im Hinblick auf die Vision einer gesunden Ostsee weitere Maßnahmen zu ergreifen, um 

 

Nummer Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

7 - da die BSPC die Ministererklärung 

der HELCOM vom 6. März 2018 in 

Brüssel unterstützt und deren kritische 

Einschätzung des Zustands der Ostsee 

unter verschiedenen Gesichtspunkten 

teilt - die in der Ministererklärung 

enthaltenen Beschlüsse entschlossen 

umzusetzen; 

Das zuständige Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit (BMU) wird bei der Umset-

zung durch das in Mecklenburg-

Vorpommern federführende Ministe-

rium für Landwirtschaft und Umwelt 

im Rahmen seiner Zuständigkeiten und 

Möglichkeiten unterstützt. 

8 wirksame Koordinierungsprozesse und 

-strategien einzuleiten, um die Umset-

zungsstrategie für die Agenda für 

nachhaltiges blaues Wachstum in der 

Ostseeregion zu unterstützen; 

 

Die Agenda für nachhaltiges blaues 

Wachstum in der Ostseeregion wird 

von der Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern befürwortet. Die inhalt-

liche Umsetzung obliegt und erfolgt in 

den jeweiligen Fachministerien im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten und 

Möglichkeiten.  

 

 

https://www.weiterbildung-mv.de/
https://www.weiterbildung-mv.de/
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Des Weiteren wird die Agenda auch 

durch INTERREG-Projekte umgesetzt. 

Ein Beispiel ist hierfür das trans-

nationale Ostseeraumprojekt InnoAqua-

Tech, das darauf abzielt, die wirt-

schaftliche Anwendung umweltfreund-

licher Aquakulturverfahren im süd-

lichen Ostseeraum zu stärken. Die 

BioCon Valley® GmbH ist hier 

federführender Projektpartner.  

9 die Konsultationen und die Kooperation 

hinsichtlich einer räumlichen Gesamt-

planung für die Ostseeregion auszu-

bauen und dabei alle Interessen und 

Aspekte im Zusammenhang mit der 

Wirtschaft (Schiffsverkehr, Fischerei, 

Energie, Tourismus usw.), der Umwelt 

und den Nachbarländern zu berück-

sichtigen; 

Entsprechend dem Raumordnungs-

gesetz des Bundes sind die quer-

schnittsorientierten, nachhaltigen 

Raumordnungspläne mit den Nachbar-

staaten abzustimmen. Dies geschieht 

insbesondere im Bereich der maritimen 

Raumordnungsplanung mit dem Ziel 

der Schaffung einer kohärenten Raum-

ordnungsplanung für die Meeres-

gebiete. Besonders intensiv stimmt sich 

Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen 

des Ausschusses für Raumordnung der 

deutsch-polnischen Regierungskommis-

sion mit der polnischen Woiwodschaft 

Westpommern hierzu ab. Mit den wie-

teren Ostseeanrainern erfolgt die Ab-

stimmung im Rahmen von Beteili-

gungsverfahren.  

Das Landesumweltministerium ist im 

Rahmen seiner Zuständigkeiten hierbei 

ebenfalls eingebunden.  

 

Die Landesregierung engagiert sich in 

diesem Zusammenhang für die Ent-

wicklung eines nachhaltigen Tourismus 

im Ostseeraum, sowohl unter öko-

logischen, wirtschaftlichen als auch 

sozialen Gesichtspunkten. Dafür steht 

auch das im Sommer 2017 genehmigte 

Projekt From SDGs to sustainable 

tourism in the Baltic Sea Region, 

gefördert durch die Project Support 

Facility des Ostseerates. Der Landes-

tourismusverband Mecklenburg-

Vorpommern ist hierbei federführender 

Partner und das Ministerium für 

Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 

Mecklenburg-Vorpommern ist Projekt-

partner. 

https://www.submariner-network.eu/projects/innoaquatech/about-innoaquatech
https://www.submariner-network.eu/projects/innoaquatech/about-innoaquatech
http://www.cbss.org/project-support-facility/
http://www.cbss.org/project-support-facility/
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10 angesichts dessen, dass je nach Land 

lediglich 25 bis 60 Prozent der Ziel-

vorgaben des bis 2021 umzusetzenden 

HELCOM-Ostseeaktionsplans gegen-

wärtig auf nationaler Ebene erfüllt 

werden, die Anstrengungen auf natio-

naler und regionaler Ebene zur Fest-

legung geeigneter politischer Prioritäten 

dringend zu verstärken, um so die 

Zielsetzungen des Aktionsplans soweit 

möglich termingerecht bis 2021 zu 

verwirklichen; 

Das zuständige Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit (BMU) wird bei der Umset-

zung durch das in Mecklenburg-

Vorpommern federführende Ministe-

rium für Landwirtschaft und Umwelt 

im Rahmen seiner Zuständigkeiten und 

Möglichkeiten unterstützt. 

 

11 regelmäßig HELCOM-Ministertreffen 

abzuhalten - unter Einbeziehung aller 

zuständigen Minister eines jeden Mit-

gliedstaats - und zu völkerrechtlich 

verbindlichen Regelungen zu gelangen - 

wie es bei den Maßnahmen zur Erhö-

hung der Sicherheit im Seeverkehr mit 

Beteiligung der Verkehrsminister der 

Fall war - und auf diese Weise das 

Thema saubere Ostsee stärker in die 

politische Debatte der einzelnen Staaten 

und Regionen einzubeziehen und eine 

verbindlichere Durchsetzung der 

erzielten Vereinbarungen zu erreichen; 

12 gemeinsame wie auch zusätzliche natio-

nale und regionale Nachhaltigkeits-

strategien zur Erreichung der Ziele der 

VN-Agenda 2030 zu entwickeln bzw. 

weiter auszubauen und die Vision einer 

sauberen, von Meeresabfällen freien 

Ostsee bei gleichzeitiger Förderung 

nachhaltiger Landbewirtschaftungs-

methoden, eines nachhaltigeren Schiffs-

verkehrs und der Bekämpfung von 

Eutrophierung und Unterwasserlärm zu 

verwirklichen; 

13 die von den Vereinten Nationen ausge-

rufene „Dekade der Meeresforschung 

für Nachhaltige Entwicklung“ von 2021 

bis 2030 vorzubereiten und mitzu-

gestalten, um so das Ziel eines „Ocean 

we need for the future we want“ zu 

erreichen; 

 

Die „Dekade der Meeresforschung für 

nachhaltige Entwicklung“ ist Bestand-

teil der Aktivitäten des Leibniz-Instituts 

für Ostseeforschung Warnemünde 

(IOW) sowie des Konsortiums Deut-

sche Meeresforschung (KDM) und 

somit aller deutschen meeresfor-

schenden Einrichtungen. Zudem ist sie 

ständiger Berichtspunkt im Forum 

Marine Forschung (FMF) des Bundes 

und der norddeutschen Küstenländer. 



Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 7. Wahlperiode Drucksache 7/3496 
______________________________________________________________________________________________________ 

35 

Nummer Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

15 Präventivmaßnahmen wie auch Sofort-

maßnahmen zu ergreifen, um die 

Abwasserqualität zu verbessern und 

unbehandelte Einleitungen umgehend 

zu beenden, und entschlossen eine 

Säuberung des stark verschmutzten 

Meeres in Angriff zu nehmen; 

Mecklenburg-Vorpommern hat den 

EU-weit gültigen Stand der Technik bei 

der Abwasserbehandlung erreicht bzw. 

übertrifft ihn sogar. 

Des Weiteren können alle Schiffe in 

Mecklenburg-Vorpommern ihre Abfälle 

in entsprechende Auffanganlagen ein-

bringen. Für eine Standardentsorgung 

sind dabei die Kosten schon mit der 

Hafenliegegebühr abgegolten (No-

special-fee system), damit wird den 

Schiffsführenden kein Anreiz zur 

illegalen Entsorgung im Meer gegeben. 

Zukünftig soll auch die Entsorgung von 

Beifang (Abfälle, die die Fischer mit 

ihren Netzen aufnehmen) über das No-

special fee system möglich werden. 

16 gegen die besorgniserregende Menge an 

Kunststoffen und Mikroplastik in den 

Meeren dringend wirksam vorzugehen; 

die Vorschriften zur Reduzierung bzw. 

zum Verbot von Einwegkunststoffen zu 

unterstützen und schnellstmöglich 

umzusetzen; die Öffentlichkeit für die 

Verschmutzung durch Mikroplastik im 

gesamten Ökosystem der Ostsee zu 

sensibilisieren und den Verbrauchern 

nahezulegen, Körperpflegemittel, die 

primäres Mikroplastik enthalten, zu 

vermeiden; 

Das zuständige Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und nukleare 

Sicherheit (BMU) wird bei der 

Umsetzung durch das in Mecklenburg-

Vorpommern federführende Ministe-

rium für Landwirtschaft und Umwelt, 

hier federführend der Bereich Meeres-

umweltschutz, im Rahmen seiner 

Zuständigkeiten und Möglichkeiten 

unterstützt.  

Das Aufkommen von Meeresmüll an 

den Stränden Mecklenburg-Vorpom-

merns wird regelmäßig nach einheit-

lichen Vorgaben erfasst und ausge-

wertet (Spülsaummonitoring). Die 

Information der Bevölkerung erfolgt 

sowohl mittels Internetauftritt des 

Landesamts für Umwelt, Naturschutz 

und Geologie M-V (LUNG) und die 

vom Land geförderte Seite www. 

meeresmuell.de als auch über Flyer und 

eine gut angenommene Broschüre zum 

Meeresmüll, die beide in diesem Jahr 

aktualisiert werden. Seit 2016 werden 

regelmäßig in Zusammenarbeit mit dem 

EUCC e. V. Landesaktionstage zum 

Meeresmüll veranstaltet. Vertreter des 

Landes engagieren sich auf nationaler 

Ebene am Runden Tisch Meeresmüll 

zur Maßnahmenentwicklung und -um-

setzung und in der BLANO-Fach-

arbeitsgruppe Meeresmüll und wirken 

http://www.meeresmuell.de/
http://www.meeresmuell.de/
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auf HELCOM-Ebene im Experten-

netzwerk Marine Litter mit. Die aus 

einer Veranstaltung des LUNG zu 

Meeresmüll in Zusammenarbeit mit der 

Landeslehrstätte für die Zielgruppe 

Touristiker und Kommunen resultie-

renden Ergebnisse werden zur Zeit 

genutzt, um am Runden Tisch Meeres-

müll eine Handlungsempfehlung für 

diese Zielgruppe herauszugeben. Unter-

suchungen zur Ermittlung der Plastik-

fracht der Warnow sind angelaufen, 

ebenso Untersuchungen zum Auftreten 

von Meeresmüll in den Mägen von 

Meeressäugern. Studien zu Meeresmüll 

aus der marinen Angelfischerei und 

Quellenanalysen zur Klärung der 

Herkunft von Strandmüll stehen kurz 

vor dem Abschluss. 

 

im Hinblick auf nachhaltige Energie und intelligente Plattformen für die Energie-

verteilung 

 

Nummer Resolutionsinhalt Stellungnahme der Landesregierung 

17 die grenzüberschreitenden Übertra-

gungsverbindungen durch den Bau und 

die Ausweitung reibungsloser Strom-

netze zu verbessern und effizient zu 

nutzen, damit in den neuen Energie-

märkten und bei den neuen Formen von 

Energiedienstleistungen und -erzeug-

nissen besser erneuerbare Energien 

integriert werden können, sowie auch 

Unterseeverbindungen zur Integration 

der Netze zu nutzen; 

 

Das Projekt Kriegers Flak - Combined 

Grid Solution sieht die Errichtung einer 

Seekabel-Verbindung zwischen dem 

bestehenden deutschen Ostsee-Wind-

park Baltic 2 und dem zukünftigen 

Offshore-Windpark Kriegers Flak in 

Dänemark vor. Das Vorhaben dient 

dazu, den Energieaustausch zwischen 

beiden Ländern und damit die System-

stabilität zu erhöhen. Darüber hinaus 

wird mit dieser Verbindung ein erster 

Schritt in ein integriertes Stromnetz in 

der Ostsee vollzogen, in welches lang-

fristig auch Schweden integriert werden 

könnte. Vorgesehen ist eine Übertra-

gungskapazität von 400 Megawatt. Das 

deutsch-dänische Gemeinschaftsprojekt 

wird von den Übertragungsnetz-

betreibern 50 Hertz und Energinet.dk 

umgesetzt und soll im dritten Quartal 

2019 in Betrieb gehen. 

Durch die Hansa PowerBridge wollen 

Deutschland und Schweden ihre Strom-

netze über eine neue Höchstspannung-

Gleichstromleitung miteinander ver-
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binden. Mit der geplanten Strombrücke 

sollen die genug vorhandenen Speicher-

möglichkeiten in skandinavischen 

Wasserkraftspeichern zum Ausgleich 

des schwankenden Stromangebotes aus 

erneuerbaren Energien nutzbar gemacht 

werden. Auf deutscher Seite soll das 

Planfeststellungsverfahren bis voraus-

sichtlich Ende 2021 abgeschlossen 

werden. In Schweden sollen bis zu 

diesem Zeitpunkt ebenfalls die notwen-

digen Genehmigungen vorliegen. Der 

Baustart ist für das Jahr 2023 vorge-

sehen. Es ist geplant, die Hansa Power-

Bridge 2025/2026 in Betrieb zu 

nehmen. Die Investitionen belaufen 

sich auf circa 650 Millionen Euro. 

Diese Summe wird hälftig von den 

beiden Projektpartnern 50 Hertz und 

Svenska kraftnät getragen. 

Zum Ausbau der grenzüberschreitenden 

Übertragungsverbindungen tragen auch 

die INTERREG-Ostseeraumprojekte 

Baltic LINes und Baltic InteGrid bei. 

Im in 2019 auslaufenden Vorhaben 

Baltic LINes (Raumplanung für mari-

time Linieninfrastruktur), mit dem 

Ministerium für Energie, Infrastruktur 

und Digitalisierung Mecklenburg-

Vorpommern als Partner, wurden bei-

spielsweise eine Strategie zur Einbin-

dung der verschiedenen Branchen 

sowie ein Leitfaden für den Daten-

austausch und -weitergabe erarbeitet. 

Im Projekt Baltic InteGrid, das Ende 

Februar 2019 offiziell abgeschlossen 

wird, sind Machbarkeitsstudien zum 

Aufbau eines mehrere Anrainerstaaten 

verbindenden Stromnetzes in der 

Ostsee durchgeführt worden. 

 

https://projects.interreg-baltic.eu/projects/baltic-lines-29.html
http://www.baltic-integrid.eu/index.php/home.html
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im Hinblick auf Migration und Integration 
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18 die objektiv bestehenden Unter-

schiede im politischen System sowie 

auch bei den historischen und 

kulturellen Erfahrungen aufgrund der 

Narben des Zweiten Weltkriegs anzu-

erkennen, die Beratungen und Über-

legungen über Flucht und Migration 

fortzusetzen und bewährte Methoden 

zur Sensibilisierung unserer Gesell-

schaften auszutauschen; 

Im Zuge der Erarbeitung des Integrations-

konzepts zur Umsetzung der Nummer 

344 der Koalitionsvereinbarung werden 

Beratungen in diversen Gremien (unter 

anderem dem Landesintegrationsbeirat 

und seinen thematischen Arbeitsgruppen 

Gesellschaftliche Integration, Kinder-

tagesförderung, Schule, Übergang Schule 

- Beruf, Berufliche Integration und 

Gesundheit) durchgeführt, die Fragen von 

Flucht und Migration sowie Methoden 

zur (interkulturellen) Sensibilisierung der 

Gesellschaft umfassen.4 Entsprechende 

Überlegungen sollen ihren Niederschlag 

im Integrationskonzept der Landesregie-

rung Mecklenburg-Vorpommern finden. 

19 einen den gesamten Ostseeraum 

erfassenden Datenbestand zu den 

Integrationsbedingungen anzulegen 

und Maßnahmen für eine stärker 

faktenbasierte öffentliche Diskussion 

in die Wege zu leiten; 

 

Dem Ziel einer stärker faktenbasierten 

öffentlichen Diskussion zu den Integra-

tionsbedingungen entsprechen die Aktivi-

täten im Rahmen der fortwährenden 

Weiterentwicklung des Integrationsmoni-

torings der Länder, an denen sich das 

Ministerium für Soziales, Integration und 

Gleichstellung Mecklenburg-Vorpom-

mern beteiligt. 

20 den Dialog zu Migration und Inte-

gration zwischen den Ostseeanrainer-

staaten zu intensivieren; 

Die Landesregierung steht dem Dialog 

offen gegenüber und beteiligt sich bei 

entsprechender Gelegenheit. 

21 das Angebot von migrationsspezi-

fischen Beratungsleistungen und von 

Sprachunterricht zu steigern, um die 

Integrationsbemühungen zu ver-

stärken; 

 

Das Land hat das Angebot migrations-

spezifischer Beratungsleistungen im 

Rahmen seiner Förderung der Migrations-

beratung weiter ausgebaut. Im Doppel-

haushalt 2018/2019 stehen 700.000 Euro 

pro Jahr für diesen Bereich bereit. Hin-

sichtlich des Sprachunterrichts fördert das 

Land keine eigenen Kurse, übernimmt 

jedoch Verantwortung im Bereich kom-

plementärer Angebote (Fahrtkosten, 

Sprachmittlerpools). Hierfür stehen im 

oben genannten Doppelhaushalt 

242.000 Euro pro Jahr zur Verfügung. 

 

                                                 
4 Ziffer 344 der Koalitionsvereinbarung 2016 bis 2021 für die 7. Wahlperiode des Landtages Mecklenburg-

Vorpommern: „Die Koalitionspartner werden das Integrationskonzept des Landes in Kooperation mit allen 

Beteiligten fortschreiben.“  
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Im Rahmen der Fachministerkonferenzen 

setzt sich das Land ferner dafür ein, dass 

die berufliche Sprachförderung allen 

Zugewanderten mit zumindest nachran-

gigem Zugang zum Arbeitsmarkt zugute 

kommt.  

Das Land Mecklenburg-Vorpommern, die 

Bundesagentur für Arbeit und die Job-

center verfolgen gemeinsam das Ziel, den 

beruflichen Integrationsprozess von Mig-

rantinnen und Migranten zu optimieren 

und zu beschleunigen sowie Nachhaltig-

keit zu erreichen.  Maßnahmen, die zur 

Erreichung dieses Ziels ergriffen wurden, 

sind unter anderem: 

- das durch das Land initiierte und geför-

derte Projekt Health and Care Office 

(HCO). Es wendet sich an Zuge-

wanderte, die im Herkunftsland bereits 

ein Medizinstudium, eine medizinische 

oder pflegerische Ausbildung absolviert 

haben, mit dem Ziel einer qualifika-

tionsadäquaten und nachhaltigen 

Beschäftigung vornehmlich in 

Mecklenburg-Vorpommern. Das HCO 

unterstützt Ärzte, Apotheker, Pflege-

kräfte und weitere Gesundheitsberufler 

dabei, die notwendigen Vorausset-

zungen für ihre berufliche Anerkennung 

zu erfüllen. Dazu werden Zusatzqualifi-

zierungsbedarfe ermittelt, geeignete 

Bildungsmaßnahmen initiiert sowie 

individuelle Berufswege- und Perspek-

tivenplanungen mit Ratsuchenden 

erstellt. In diesem Kontext werden 

Angebote der sprachlichen und beruf-

lichen Qualifizierung entwickelt und 

umgesetzt. 

- Die drei landesseitig geförderten Inte-

grationsfachdienste Migration (IFDM) 

beraten, begleiten und unterstützen 

flächendeckend in enger Abstimmung 

mit den Jobcentern erwachsene Migran-

tinnen und Migranten mit Zugang zum 

Arbeitsmarkt individuell zu Fragen 

beruflicher Integration. Dies reicht von 

einer individuellen Kompetenzfest-

stellung, über Beratung bezüglich der 

nächsten Integrationsschritte (Sprach-
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förderung, Maßnahmen bei Trägern, 

Integrationsprojekte, Praktika) bis hin 

zur Einarbeitungsbegleitung. Dabei 

arbeiten die IFDM eng mit den Arbeits-

verwaltungen/Jobcentern, Arbeitgebern, 

weiteren Beratungsstellen wie zum Bei-

spiel dem IQ Netzwerk, NAFplus, der 

Migrationssozialberatung, den Bil-

dungs-/Integrationskursträgern und 

anderen Akteuren zusammen. Infolge 

der verstärkten Zuwanderung wurden 

zum 1. Juli 2016 die drei IFDM neu 

ausgerichtet und personell verstärkt, um 

der gestiegenen Nachfrage an rund 

dreißig Standorten im Land flächen-

deckend zu entsprechen. 

- Insbesondere die Projekte SLALOM+ 

an verschiedenen Standorten im ganzen 

Land, beispielsweise in Rostock, 

Güstrow, Bad Doberan und Stralsund, 

setzen den Gedanken der dualen 

Integration um. Dabei wird die Integra-

tion in die deutsche Kultur unter dem 

Schwerpunkt Sprache (BAMF-Inte-

grationskurs) mit der Integration in den 

deutschen Arbeitsmarkt (SLALOM+) 

kombiniert. Die Teilnehmenden mit 

Fluchthintergrund erlernen mit einem 

Sprachkurs die Basis für das Bestehen 

am deutschen Arbeitsmarkt. Wenn das 

notwendige Basissprachniveau erreicht 

ist, werden diesen Teilnehmenden in 

SLALOM+ parallel passgenaue Ange-

bote zur Integration in den deutschen 

Arbeitsmarkt offeriert.  

- Die Begleitung der Umsetzung der 

Berufsanerkennungsgesetze des Bundes 

und der Länder durch Beratung und 

Unterstützung für Anerkennungs-

suchende ist eine zentrale Aufgabe des 

bundesweiten Förderprogramms Inte-

gration durch Qualifizierung (IQ). Ziel 

des Programmes ist die nachhaltige 

Verbesserung der Arbeitsmarktintegra-

tion von erwachsenen Menschen mit 

Migrationshintergrund unter anderem 

durch die Koordinierung regionaler 

Unterstützungsangebote sowie die Stär-

kung der interkulturellen Kompetenz 

https://www.netzwerk-iq.de/
https://www.netzwerk-iq.de/
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der Akteure der Arbeitsmarktintegra-

tion. Das Programm wird durch das 

Bundesministerium für Arbeit und 

Soziales (BMAS) aus Mitteln des 

Europäischen Sozialfonds (ESF) geför-

dert. 

22 Projekte zur Beratung und Förderung 

von Freiwilligen, örtlichen Einrich-

tungen und zivilgesellschaftlichen 

Organisationen, die im Integrations-

bereich tätig sind, auszuweiten, und 

die verbindende und integrierende 

Rolle des Sports zu berücksichtigen; 

 

Bereits seit 1990 setzt sich die Sport-

organisation des Landes, der Landessport-

bund Mecklenburg-Vorpommern, im 

Rahmen des Bundesprogramms Integra-

tion durch Sport und mit Unterstützung 

der Landesregierung, insbesondere durch 

das Ministerium für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur, für das Zusammen-

bringen von Menschen in unserem Land 

ein. Die ehren- und hauptamtlich Tätigen 

schaffen Begegnungen und bringen 

Bewegung in den Integrationsprozess. Sie 

betreiben Integration durch Sport mit 

einer Vielzahl von Maßnahmen. 

Spezielle Vereinsangebote für Menschen 

mit Migrationshintergrund sind ebenso 

wirkungsvoll wie mobile Sportangebote 

oder die Ausübung von Sportangeboten 

aus den Herkunftsländern, um die inter-

kulturelle Öffnung voranzutreiben. 

Das Programm Integration durch Sport 

initiiert die Öffnung der Sportvereine und 

-verbände für Migrantinnen und 

Migranten, Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber sowie sozial benachteiligte 

Menschen und hilft dabei, diese als neue 

Vereinsmitglieder zu gewinnen. 

Der Landessportbund Mecklenburg-

Vorpommern stellt Sportvereinen 

und -verbänden finanzielle Mittel des 

Bundesamtes für Migration und 

Flüchtlinge sowie des Ministeriums für 

Bildung, Wissenschaft und Kultur 

Mecklenburg-Vorpommern für die 

Durchführung integrativer Maßnahmen 

zur Verfügung. Gefördert werden insbe-

sondere Übungsleiterhonorare, Hallen-

mieten, Reisekosten, Kleinsportgeräte, 

Sprachmittler, Programmkosten und 

Aufwendungen von freiwillig Enga-

gierten im Sport. 

https://integration.dosb.de/
https://integration.dosb.de/
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23 Migrations- und Sicherheitsgesichts-

punkte in anderen relevanten Politik-

bereichen wie Handel, Arbeitnehmer-

rechte und Umweltschutz zu berück-

sichtigen; 

Das Hauptziel der Arbeitsmarkt- und 

Beschäftigungspolitik der Landesregie-

rung Mecklenburg-Vorpommern ist die 

diskriminierungsfreie, chancengleiche 

Teilhabe am Arbeitsleben möglichst 

vieler einheimischer und zugewanderter 

erwerbsfähiger Menschen in Mecklen-

burg-Vorpommern, ungeachtet ihres 

Alters, ihres Geschlechts, ihrer Religion, 

ihrer Nationalität und ihrer ethnischen 

Herkunft. 

Ziel ist es dabei, die qualifikatorischen 

Potentiale aller potenziellen Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 

Selbstständigen zu erschließen und zu 

nutzen sowie Integrationshemmnisse 

abzubauen, um nachhaltig die Erwerbs-

quote zu erhöhen und gleichzeitig einem 

Engpass an Fachkräften und an Auszu-

bildenden im Land entgegenzuwirken. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern, die 

Bundesagentur für Arbeit und die 

Jobcenter verfolgen gemeinsam das Ziel, 

den beruflichen Integrationsprozess von 

Migrantinnen und Migranten zu opti-

mieren und zu beschleunigen sowie 

Nachhaltigkeit zu erreichen. 

24 ganzheitliche und vielseitige 

Lösungen für die mit der aktuellen 

Flüchtlings- und Migrationspolitik 

verbundenen Herausforderungen zu 

suchen, wozu u. a. eine richtig abge-

stimmte Kombination aus Migra-

tionssteuerung, humanitärer Hilfe, 

politischen Lösungen, europäischer 

und internationaler Zusammenarbeit, 

fairen Handelsabkommen und Ent-

wicklungshilfe zählt; 

Im Rahmen der Integrationsminister-

konferenz bzw. von Bund-Länder-Treffen 

zum Thema Integration werden flücht-

lings- und migrationspolitische Fragen 

erörtert. 

Die Europäische Kommission hat bereits 

Legislativvorschläge zur Stärkung des 

Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 

(GEAS) unterbreitet sowie Maßnahmen 

in den Bereichen legale Einwanderung 

und Integration vorgeschlagen, die seitens 

des Landes zu begrüßen sind. Im Bereich 

des Gemeinsamen Europäischen Asyl-

systems sind folgende Verbesserungen 

geplant: 

- Einführung eines tragfähigen, fairen 

Systems zur Bestimmung des für die 

Prüfung von Asylanträgen zuständigen 

Mitgliedstaates; 

- Herstellung größerer Konvergenz im 

EU-Asylsystem und Verminderung des 
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Asylshoppings: Die Kommission wird 

eine weitere Harmonisierung der Asyl-

verfahren vorschlagen, um EU-weit 

mehr Gleichbehandlung und Anreize zu 

beseitigen, Asyl vor allem in einigen 

wenigen Mitgliedstaaten zu suchen; 

- Verhinderung von Sekundärbewe-

gungen innerhalb der EU; 

- neues Mandat für die EU-Asylagentur; 

- Stärkung des Eurodac-Systems zur 

besseren Speicherung und Weitergabe 

von Fingerabdrücken. 

 

Die Europäische Kommission wird 

darüber hinaus mehrere Maßnahmen in 

den Bereichen legale Einwanderung und 

Integration angehen, unter anderem: 

- Ein strukturiertes System für die 

Neuansiedlung: Die Kommission wird 

einen Vorschlag zur Ausgestaltung der 

EU-Politik im Bereich der Neuan-

siedlung vorlegen. Vorgesehen ist ein 

horizontaler Mechanismus mit gemein-

samen EU-Regeln zur Aufnahme und 

Verteilung, zum Status neuangesie-

delter Personen, zur finanziellen Unter-

stützung sowie zu Maßnahmen, die die 

Sekundärmigration eindämmen sollen. 

- Eine Reform der Richtlinie über die 

„Blaue Karte EU“: Die Rolle der Richt-

linie in einer EU-weiten Einwande-

rungspolitik könnte durch einheitliche 

Vorschriften unter anderem für 

flexiblere Zulassungsvoraussetzungen, 

verbesserte Zulassungsverfahren und 

mehr Rechte für hochqualifizierte Dritt-

ausländer gefestigt werden. 

- Die Kommission wird einen 

EU-Aktionsplan zur Integration 

vorlegen. 

 

Der Migrationsdruck bleibt trotz über-

wundener Krise ein zentrales Anliegen 

der europäischen Bürgerinnen und 

Bürger. Eine angemessene Migrations-

steuerung wird für viele Jahre weiterhin 

eine Herausforderung sein und bedarf 

einer umfassenden Reaktion.   
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25 die Umsetzungsstrategie für die 

Agenda für nachhaltiges blaues 

Wachstum in der Ostseeregion zu 

unterstützen; 

Es wird auf die Ausführungen in 

Nummer 8 verwiesen.  

 

26 anzuerkennen, dass die Ostsee eine 

äußerst wichtige Seeverkehrsachse 

(eine Meeresautobahn) für alle ihre 

Anrainer, eine Ernährungs- (Fische-

rei) und Energieressource (Öl, Gas, 

Wind und Wellen) sowie ein Erho-

lungsgebiet für Millionen Touristen 

darstellt, und deshalb alle Möglich-

keiten der Ostseekooperation zu 

nutzen, durch die sich alle Interessen 

und Aspekte im Zusammenhang mit 

der Wirtschaft, der Umwelt und den 

Nachbarländern regeln und berück-

sichtigen lassen;  

 

Die Landesregierung sieht die Ostsee als 

wichtigen Einflussfaktor für die wirtschaft-

liche und regionale Entwicklung Mecklen-

burg-Vorpommerns.  

Die Landesregierung ist in den einzelnen 

Bereichen im Rahmen ihrer jeweiligen 

Zuständigkeiten aktiv, legt aber gleichzeitig 

Wert darauf, dass die Ostseekooperation 

ganzheitlich angelegt ist. Dies kommt auch 

im Bericht der Landesregierung zur Ostsee-

zusammenarbeit 2018 zum Ausdruck. In 

diesem werden die vielfältigen Koopera-

tionen sichtbar und Entwicklungsmöglich-

keiten aufgezeigt. 

Mit der Koordinatorenfunktion für den 

Politikbereich Tourismus im Rahmen der 

EU-Ostseestrategie ist Mecklenburg-

Vorpommern beispielsweise an der touris-

tischen Entwicklung des Ostseeraumes 

maßgeblich beteiligt und kann heute auf ein 

internationales Netzwerk und erfolgreiche 

Kooperationen im Projektbereich ver-

weisen. Künftig gilt es, die internationale 

Position Mecklenburg-Vorpommerns, ins-

besondere im Ostseeraum, zu stärken. Dies 

wird nicht zuletzt durch die Einrichtung 

des Baltic Sea Tourism Centers (BSTC) in 

Rostock erreicht. 

27 die transeuropäischen Verkehrsnetze 

in der Ostseeregion weiter auszu-

bauen und Initiativen zur Anglei-

chung der Mautsysteme in Europa 

und insbesondere den Ostsee-

anrainerstaaten zu ergreifen, damit 

der See- und Schienenverkehr im 

Vergleich zum Lkw-Verkehr wirt-

schaftlicher wird; 

 

Zu Fragen des weiteren Ausbaus der trans-

europäischen Verkehrsnetze in der Ostsee-

region kann das transnationale 

INTERREG-Ostseeraumprojekt InterGreen 

Nodes beitragen, das die weitere 

Regionalentwicklung im Scandria®-

Korridor, dem Nord-Süd-Korridor von 

Skandinavien bis zur Adria, begünstigen 

soll. Neben dem Ministerium für Energie, 

Infrastruktur und Digitalisierung Mecklen-

burg-Vorpommern ist die Hafenent-

wicklungsgesellschaft Rostock Partner im 

Projekt.  

 

https://www.europa-mv.de/ostseekooperation/berichte/
https://www.europa-mv.de/ostseekooperation/berichte/
https://bstc.eu/
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Das Projektziel ist die Verbesserung der 

Organisation der wachsenden Güterver-

kehrsströme und der Terminalprozesse in 

Unternehmen unter umweltfreundlichen 

Gesichtspunkten durch 1)  

die Verbesserung der Koordination 

zwischen den Planungsbehörden und den 

Beteiligten des Güterverkehrs, um die 

multimodale Mobilität zu erhöhen, und 2) 

durch die Harmonisierung der Planungs-

methoden (Anforderungen der Raum-

planung) sowie der intermodalen Terminal-

prozesse und der Anforderungen der 

unmittelbaren räumlichen Umgebung. 

28 darauf hinzuwirken, dass die Ostsee 

zu einer Vorreiterregion bei der 

automatisierten Schifffahrt wird. 

Für die Schifffahrt auf der Ostsee ist in 

Deutschland der Bund, nicht das Land 

zuständig. Unbeschadet dessen setzt sich 

die Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommern im Rahmen ihrer Zuständig-

keit dafür ein, die Schifffahrt leistungs-

fähig, wirtschaftlich und umweltfreundlich 

- mithin nachhaltig - zu gestalten. Dafür 

fördert sie Investitionen in die Infrastruktur 

der Häfen, damit etwa größere Schiffs-

einheiten abgefertigt, die Schiffe mit 

sauberer Energie versorgt oder Schiffs-

abfälle umweltgerecht entsorgt werden 

können. Soweit der auf lange Sicht denk-

bare Einsatz automatisierter Schiffe diesen 

Zielen dient, wird die Landesregierung ihn 

auf geeignete Weise unterstützen. 

 


